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BMPA/275/2015 

 I. Vorlage  

 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status 

Stadtrat 24.06.2015 öffentlich - Beschluss 

 
 

Genehmigung der Niederschrift aus der Sitzung vom 20.05.2015 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  

 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Das Protokoll der Stadtratssitzung vom 20.05.2015 hat in der Sitzung vom 24.06.2015 
aufgelegen. Einwendungen wurden nicht erhoben.  
Die Niederschrift wird somit genehmigt.  
 

 
Sachverhalt: 
 
 
 
Beteiligungen  
 
 

 II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
  
 III. Beschluss zurück an Bürgermeister- und Presseamt 

 
 
Fürth, 17.06.2015 
 
 
 
 
__________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Bürgermeister- und Presseamt 
Herr Harald Holmer 

Telefon: 
(0911) 974-1096 

 

Ö  1Ö  1
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BMPA/261/2015 

 I. Vorlage  

 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status 

Stadtrat 24.06.2015 öffentlich - Beschluss 

 
 

Wahl der Leitung des Referates V (Bauwesen) 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  

Niederschrift über die Wahl der Leitung des Referates V 
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Wahl der Leitung des Referates V (Bauwesen) - § 6 der Hauptsatzung - wurde gemäß 

Art. 41 GO laut beiliegender Niederschrift durchgeführt. 

 

Diese Niederschrift ist Bestandteil dieses Beschlusses. 

 

Der Oberbürgermeister gibt das Wahlergebnis bekannt: 

 

Joachim  K r a u ß e                       __________  Stimmen 

 

______________________          __________  Stimmen 

 

______________________          __________  Stimmen 

 

 

Damit wurde ___________________________ mit _________ Stimmen zur Leitung des  

Referates V für eine 16 monatige Amtszeit bis zum 31.07.2017, beginnend am 01.04.2016, 

gewählt. Sie/Er ist berechtigt, die Bezeichnung „Stadtbaurat/Stadtbaurätin“ zu führen (§ 6  

Abs. 2 der Hauptsatzung).  

 

Gem. Anlage 1 zu Art. 45 KWBG muss bei wiedergewählten berufsmäßigen Stadtratsmit- 

gliedern die BGr B 4 gewährt werden. Die auf BGr B 3 herabgesenkte Besoldung gilt nur für 

die berufsmäßigen Stadtratsmitglieder, die zum ersten Mal gewählt werden.  

Bei einer Wiederwahl wird das Grundgehalt daher unter Beachtung der Bestimmungen zur 

Besoldung der kommunalen Wahlbeamten auf BGr B 4 festgesetzt. 

 

 

Ö  2Ö  2
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Daneben wird gemäß Anlage 2 Buchstabe B Nr. 2 zu Art. 46 Abs. 1 KWBG eine 

Aufwandsentschädigung, in gleicher Höhe wie auch den anderen berufsmäßigen 

Stadtratsmitgliedern, gewährt. 

 

Die Aufwandsentschädigung unterliegt der Dynamisierung nach Art. 46 Abs. 3 KWBG. 

 
 

 
Sachverhalt: 
 
Nach § 6 Abs. 2 der Satzung der Stadt Fürth zur Regelung von Fragen des örtlichen 
Gemeindeverfassungsrechts (Hauptsatzung) sind die Referatsleitungen als berufsmäßige 
Stadtratsmitglieder in der Regel auf die Dauer von 6 Jahren zu wählen. 
 
Die Amtszeit des amtierenden Stadtbaurat endet zum 31.03.2016. Herr Joachim Krauße steht 
für eine Wiederwahl von 1 Jahr und 4 Monaten (bis 31.07.2017) zur Verfügung. Er wurde von  
Herrn Oberbürgermeister Dr. Thomas Jung in der Ältestenratssitzung am 12.03.2015 zur 
Wiederwahl vorgeschlagen.  
 
Die Mitglieder des Ältestenrates haben einstimmig zugestimmt. Auf eine Stellenausschreibung 
kann deshalb verzichtet werden. 
 
Weitere Vorschläge für die Besetzung der Leitung des Referates V liegen derzeit nicht vor. 
 
Die Wahl hat in geheimer Abstimmung zu erfolgen.  
 
Finanzierung: 
 

Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

  nein  ja Gesamtkosten       €  nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

  nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 

wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
 

 II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
  
 III. Beschluss zurück an Bürgermeister- und Presseamt 

 
 
Fürth, 11.06.2015 
 
 
 
 
__________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Bürgermeister- und Presseamt 
Bauer, Uwe 

Telefon: 
(0911) 974-1090 
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BMPA/262/2015 

 I. Vorlage  

 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status 

Stadtrat 24.06.2015 öffentlich - Beschluss 

 
 

Wahl der Leitung für das Referat VI (Wirtschaft, Wissenschaft, Stadtentwicklung 
und Liegenschaften) 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  

Niederschrift über die Wahl der Leitung des Referates VI 
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Wahl der Leitung des Referates VI (Wirtschaft, Wissenschaft, Stadtentwicklung und 

Liegenschaften) - § 6 der Hauptsatzung - wurde gemäß Art. 41 GO laut beiliegender 

Niederschrift durchgeführt. 

 

Diese Niederschrift ist Bestandteil dieses Beschlusses. 

 

Der Oberbürgermeister gibt das Wahlergebnis bekannt: 

 

Horst  M ü l l e r                              __________  Stimmen 

 

______________________           __________  Stimmen 

 

______________________           __________  Stimmen 

 

 

Damit wurde ___________________________ mit _________ Stimmen zur Leitung des  

Referates VI für eine 6-jährige Amtszeit, beginnend am 01.08.2016, gewählt. 

 

Gem. Anlage 1 zu Art. 45 KWBG muss bei wiedergewählten berufsmäßigen Stadtratsmit- 

gliedern die BGr B 4 gewährt werden. Die auf BGr B 3 herabgesenkte Besoldung gilt nur für 

die berufsmäßigen Stadtratsmitglieder, die zum ersten Mal gewählt werden.  

Bei einer Wiederwahl wird das Grundgehalt daher unter Beachtung der Bestimmungen zur 

Besoldung der kommunalen Wahlbeamten auf BGr B 4 festgesetzt. 

 
 
 

Ö  3Ö  3
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Daneben wird gemäß Anlage 2 Buchstabe B Nr. 2 zu Art. 46 Abs. 1 KWBG eine 
Aufwandsentschädigung, in gleicher Höhe wie auch den anderen berufsmäßigen 
Stadtratsmitgliedern, gewährt. 
 
Die Aufwandsentschädigung unterliegt der Dynamisierung nach Art. 46 Abs. 3 KWBG. 
 
 

 
Sachverhalt: 
 
Nach § 6 Abs. 2 der Satzung der Stadt Fürth zur Regelung von Fragen des örtlichen 
Gemeindeverfassungsrechts (Hauptsatzung) sind die Referatsleitungen als berufsmäßige 
Stadtratsmitglieder in der Regel auf die Dauer von 6 Jahren zu wählen. 
 
Die Amtszeit des amtierenden Wirtschaftsreferenten endet zum 31.07.2016. Herr  
Horst Müller steht für eine Wiederwahl zur Verfügung. Er wurde von Herrn Oberbürgermeister  
Dr. Thomas Jung in der Ältestenratssitzung am 12.03.2015 zur Wiederwahl vorgeschlagen. 
 
Die Mitglieder des Ältestenrates haben einstimmig zugestimmt. Auf eine Stellenausschreibung 
kann deshalb verzichtet werden. 
 
Weitere Vorschläge für die Besetzung der Leitung des Referates VI liegen derzeit nicht vor. 
 
Die Wahl hat in geheimer Abstimmung zu erfolgen. 
   
 
Finanzierung: 
 

Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

  nein  ja Gesamtkosten       €  nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

  nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 

wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
 

 II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
  
 III. Beschluss zurück an Bürgermeister- und Presseamt 

 
 
Fürth, 11.06.2015 
 
 
 
 
__________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Bürgermeister- und Presseamt 
Bauer, Uwe 

Telefon: 
(0911) 974-1090 

 

10



Beschlussvorlage 

Seite 3 von 3 

 

11



 Beschlussvorlage 

Seite 1 von 5 

Vobü/018/2015 

 I. Vorlage  

 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status 

Finanz- und Verwaltungsausschuss 24.06.2015 öffentlich - Beschluss 
Stadtrat 24.06.2015 öffentlich - Beschluss 

 
 

Innenstadtbibliothek "Hohe Mitte" - Ersatz für Zweigstelle Tannenplatz 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  

- Präsentation Zweigstelle Innenstadt 
- Zeitungsartikel „Kolosse im Wandel“ 
- Stellungnahme Rf. II  
- „Letter of Intent“ (wird als Tischvorlage nachgereicht)  
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Finanz- und Verwaltungsausschuss: 
 
Der Finanz- und Verwaltungsausschuss nimmt von dem vorgestellten Grobkonzept für die neue 
Innenstadtbibliothek („Hohe Mitte“) zustimmend Kenntnis und empfiehlt die Anmietung der 
entsprechenden Räumlichkeiten mit Bereitstellung der hierzu notwendigen Mittel in Sachen 
Personal, Ausstattung, Medien und Technik. 
Im Rahmen einer Kostenteilung zwischen MIB und der Stadt Fürth zu gleichen Anteilen soll auch 
die dazugehörige Außenterrasse als „Lesegarten“ realisiert werden. 
 
 
Stadtrat: 
 
Der Stadtrat nimmt von dem vorgestellten Grobkonzept für die neue Innenstadtbibliothek („Hohe 
Mitte“) zustimmend Kenntnis und beschließt die Anmietung der entsprechenden Räumlichkeiten 
mit Bereitstellung der hierzu notwendigen Mittel in Sachen Personal, Ausstattung, Medien und 
Technik. 
Im Rahmen einer Kostenteilung zwischen MIB und der Stadt Fürth zu gleichen Anteilen soll auch 
die dazugehörige Außenterrasse als „Lesegarten“ realisiert werden. 
 
 

 
Sachverhalt: 
 
Seit dem Umzug der Volksbücherei aus dem Berolzheimerianum in die Fürther Südstadt im 
Jahr 1998 ist die Bevölkerung der Innenstadt ohne eine Bücherei in der Nahversorgung. 
Seitdem gab es zahlreiche Bestrebungen einen geeigneten Standort in der Innenstadt für eine 

Ö  4Ö  4
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Zweigstelle zu finden, die jedoch aus verschiedenen Gründen gescheitert sind. Angedacht war 
dabei immer ein Umzug der Zweigstelle Tannenstraße. 
Durch die Entstehung der Neuen Mitte bot sich die Möglichkeit dort Räumlichkeiten für einen 
solchen Standort zu besichtigen. 
 
In Frage kommen dabei zwei Etagen im 3. und 4. OG auf einer Fläche von rund 470 qm 
(Tannenstraße 560 qm). Außerdem eine Terrasse als „Lesegarten“ mit rund 200 qm. 
Für die Konzeption der Zweigstelle gilt es einen Spagat der Zielgruppen zu meistern: sowohl die 
Bedürfnisse der in der Innenstadt wohnenden Bürger, als auch Besucher des Einkaufszentrums 
sollen abgedeckt werden. Daher ist ein Medienmix zur Grundversorgung geplant. Zielbestand 
sind für die Größe der Fläche etwa 20.000 Medien. Außerdem stehen den Kundinnen und 
Kunden natürlich der Bestellvorgang aus allen Standorten und die Onleihe zur Verfügung. Ein 
besonderes Angebot könnte an dem Standort eine Rubrik „Leichte Sprache“ sein, die sich an 
Menschen orientiert, die eine Lese- oder Lernschwäche haben oder die deutsche Sprache noch 
lernen. Immer bedeutender werden Bibliotheken jedoch als Ort der Begegnung: 
Veranstaltungen, auch in Kooperationen, Aufenthaltsqualität ohne Konsumzwang und Ruhe- 
und Gesprächszonen sollen eine zentrale Rolle spielen. Die geplanten Öffnungsstunden sind 
mit etwa 26 Stunden/Woche angedacht und orientieren sich, in einem vertretbaren Rahmen, an 
den Geschäftsöffnungszeiten. Wichtig wären dabei auch mindestens zwei Abende mit einer 
Öffnung bis 19 Uhr. 
 
Zur Unterstützung der Aufenthaltsqualität ist ein zurückhaltendes gastronomisches Angebot im 
4. OG vorgesehen. Vorstellbar ist eine Art Kaffeebar mit kleineren Snacks. Es gibt bereits 
interessierte und kompetente Partner, die sich vorstellen könnten das als Unterpächter zu 
betreiben. Dabei geht es vor allem darum, die Möglichkeit zu bieten, während dem Lesen von 
zum Beispiel Zeitungen und Zeitschriften, einen Kaffee oder Snack zu genießen.  
 
Um eine Nutzung der Räume auch außerhalb der Öffnungszeiten, zum Beispiel für 
Kooperationspartner zu ermöglichen, würde Wert auf eine sehr flexible Möblierung im 4. OG 
und die Verwendung einer Mediensicherung gelegt werden. Dafür kommt eine RFID-Lösung in 
Frage, die in Bibliotheken bereits großflächig verwendet wird (auch: Stadtbibliotheken Nürnberg 
und Erlangen). Dabei wird jedes Medium mit einem Transponder ausgestattet und dieser 
meldet, sobald das Medium ohne Ausleihvorgang die Räumlichkeiten verlässt.  
 
Aus Sicht der Volksbücherei Fürth ist eine Rückgewinnung der Innenstadtbevölkerung als 
Kundinnen und Kunden erstrebenswert. Die Zweigstelle Tannenplatz ist, auch durch ihre 
ungünstige Lage, kein ausleihstarker Standort. Die Kennzahlen dort sind rückläufig. Da derzeit 
die Planungen für einen Umbau des HLG laufen, wäre es für einen möglichen Umzug zudem 
ein guter Zeitpunkt. Eine mögliche Eröffnung könnte Anfang Dezember sein, was sich aus der 
räumlichen Situation im Einkaufszentrum anbietet.  
 
Um dieses Projekt umsetzen zu können, sind nach heutigem Sachstand voraussichtlich 
folgende Ausgaben nötig: 
 
Voraussichtliche Öffnungszeiten 
 
Mo   geschlossen 
Di  11-19 Uhr 
Mi  geschlossen 
Do  11-19 Uhr 
Fr  11-18 Uhr 
Sa  11-14 Uhr 
 
Erweiterungen der Öffnungszeiten sind wünschenswert, können derzeit jedoch nicht kalkuliert 
werden. An den Schließungstagen erfolgen die Medienbearbeitung, Veranstaltungen und 
Kooperationen mit KiTas und Klassen. 
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Vorläufige Kostenschätzung (grob) 
 
einmalige Kosten / Investition 
 
- Innenausstattung / Regale ca.   250.000,-- € 
- Medien ca.     50.000,-- € 
- RFID / Ausleihautomat ca.   100.000,-- € 
- Zuschuss Terrasse / Lesegarten (0,5-Anteil Stadt Fürth) ca.   125.000,-- € 
 
 
laufende Kosten (p.a.) 
 
- zusätzl. 2,5 Stellen ca.   150.000,-- € 
- Mietkosten saldiert (ohne Nebenkosten) ca.     70.000,-- € 
- Nebenkosten saldiert (3,-- € / m²) ca.     14.000,-- € 
- Energie / Reinigung                    ?    € 
 
 
Bei dieser Kostenschätzung ist zu berücksichtigen, dass auch bei einem Verbleib der Bücherei 
am Tannenplatz ein Großteil der einmaligen Kosten / Investitionen im Zuge von Neubau / 
Generalsanierung ebenfalls notwendig wären. 
 
Nach Auskunft von GWF muss, unter Verwendung des Baupreisindex, für einen Neubau in der 
Größenordnung von 470 qm mit reinen Baukosten von 1,5 bis 1,6 Mio. (ohne Grundstücks-
erwerb) gerechnet werden. 
  
Andere Bibliotheken, die in den letzten Jahren Innenstadtstandorte gebaut bzw. saniert haben, 
geben folgende Kosten an (Kostenangaben nicht wirklich transparent, da teilweise nur 
Baukosten, teilweise mit Grundstück oder mit / ohne Möblierung)  
Nürnberg: 30 Mio. 
Schweinfurt: 9 Mio. 
Augsburg: 15 Mio.  
Bayreuth: 3,4 Mio.  
Forchheim: 3,2 Mio. 
Würzburg: 5,6 Mio. 
Stuttgart: 79 Mio. 
Leipzig: 70 Mio. 
Erlangen (Sanierung): 15,8 Mio. 
 
 
 
Finanzierung: 
 

Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

  nein x ja Gesamtkosten (s. Kostenschätzung) €  nein x ja (s. Kosten- 

schätzung) € 

Veranschlagung im Haushalt  

  nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 

wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
 

 II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 

14
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 III. Beschluss zurück an Volksbücherei 

 
 
Fürth, 18.06.2015 
 
 
 
 
__________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Volksbücherei 
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Badische Zeitung, 29. Mai 2015 

Bayrischer Rundfunk, 26. Mai 2015 

focus, 26. Mai 2015 

Südwest Presse, 26. Mai 2015 

Südwest Presse, 27. Mai 2015 

Ö  4Ö  4
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„Hohe Mitte“? 

19



„Was bisher geschah“: 

März April Mai ? 

Anfrage von Vobü, ob durch die 
Neue Mitte Räumlichkeiten in 

der Innenstadt frei werden. 
 

Erste Besichtigung eventueller 
Räumlichkeiten im 3. und 4.OG 

der Neuen Mitte. 

Grundsätzliches Interesse von MIB 
und Vobü 

 
Erste Gebäudepläne und Exposé 

 
 

Gespräche mit Dr. Jung/Herrn Braun  
 

Vorüberlegungen und Gespräche wegen eines 
gastronomischen Angebotes 

 
 
 

Projekt in Ausschuss für Schule, 
Bildung und Sport und Stadtrat 

20



Konzept: 

Zielgruppe:  - Nahversorgung der Innenstadt  
  - Menschen, die zum Einkaufen kommen 

Bestand:  Medienmix (Grundversorgung) 

Besonderheit: „Leichte Sprache“ 

Ort der Begegnung, Aufenthaltsqualität 

Veranstaltungen, Kooperationen z.B. Gesprächskreise, Lesungen, 
Klassen- und KiTaführungen, Vorträge etc. 

Familienfreundliche Öffnungszeiten 

21



3. OG:  
• 253qm 
• Thekenbereich 
• Schwerpunkt 

Medienbestand 
• Toiletten  
• Büro 

22



4. OG:  
• 211qm + ca.200qm 

„Lesegarten“ 
• Bestand Zeitschriften und 

Zeitungen 
• Kaffeebar 
• Flexible Umstellung zu 

Veranstaltungsnutzung 
• Ruhe- und 

Gesprächszonen 
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RFID 
• Sicherung der 

Medien 
 Zugang 

außerhalb der 
Öffnungszeiten 
 

• Selbstständige 
Verbuchung 
durch Leser 
 

• Langfristig evtl. 
Öffnungszeiten 
ohne Personal 
möglich 

Bilder: easycheck und 
Stadtbibliothek Nürnberg 
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… zur Zweigstelle Tannenplatz 

• Schlechte Lage 

• Schlechter Zustand 

• Sinkende Auslastung / wenig Nutzung durch 
Schulen 

• Planungen für Umbau HLG 
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“Das Paradies habe ich mir immer 
als eine Art Bibliothek vorgestellt.“ 

Jorge Luis Borges 
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Kolosse im Wandel 

Zukunft der Bibliotheken wird in Nürnberg beraten - 20.05.2015 19:58 Uhr  

NÜRNBERG - Mehr als 10,5 Millionen Menschen in Deutschland nutzen sie regelmäßig — 

und es werden immer mehr: Bibliotheken haben einen gehörigen Imagewandel hinter und 

große Weichenstellungen vor sich. Beim Deutschen Bibliothekartag in Nürnberg, dem 

größten Branchentreffen Europas, geht es auch um handfeste politische Forderungen — im 

Dienste der Kunden.  

 

Um Büchertempel, hier die Herzog-

August-Bibliothek in Wolfenbüttel, 

geht es bei Europas größter 

Fachtagung in Nürnberg. © Foto: 

dpa  

 

Es ist schon erstaunlich: Obwohl heutzutage per Smartphone Informationen überall und 

immerzu abrufbar sind, hat die gute alte Bibliothek nicht ausgedient. Im Gegenteil. Die 

Häuser sind voll wie nie. „Es gibt einen regelrechten Run darauf“, bestätigt Tom Becker, 

Vorstandsmitglied des Berufsverbandes Information Bibliothek. Erklärungen haben er und 

seine Kollegen für die steigenden Nutzerzahlen natürlich auch parat: „Die Sehnsucht der 

Menschen nach kommunikativen Orten ohne Konsumzwang wächst. Unsere Nutzer lechzen 

nach einem Ort, der stimulierende Atmosphäre hat, einem Ort der Konzentration und 

Anregung“, sagt Frank Simon-Ritz, Vorsitzender des Deutschen Bibliothekenverbandes. 

Das heißt: Reine Bücherausleihstationen sind passé, die Bibliothek ist längst viel mehr, ist 

Lern- und Wissenszentrum, Bürgertreff, Vorreiter der Willkommenskultur für Migranten und 

Flüchtlinge, Experimentierfeld, Arbeits- und Freizeitort, und ja, auch Laufsteg. „Wer wissen 

will, was modisch hip ist, geht hier in Berlin am besten in die Bibliothek der Humboldt-

Universität“, rät Simon-Ritz. 

Lesung zwischen den Regalen 

Vorbei sind die Zeiten, als die Wissenskolosse Ehrfurcht gebietende Silentium-Zonen waren. 

„Sie sind heute lauter, bunter, abwechslungsreicher“, sagt Becker. Und Elisabeth Sträter, 

Leiterin der Nürnberger Stadtbibliothek, ist froh darüber. „Früher fanden unsere Belletristik-

Lesungen im Katharinensaal statt, heute zwischen den Bücherregalen. Da passen sie auch 

hin.“ Und wer Ruhe suche, der finde genügend Alternativen im Haus. 

Bei allen Tendenzen einer Abkopplung der Bibliotheksnutzung von ihrem Bücherbestand 

bleiben die öffentlichen und wissenschaftlichen Häuser mit ihren fast 470 Millionen Medien 

aber natürlich die kostengünstigen — und im Falle der Nürnberger Stadtbibliothek sogar 

kostenlosen — Informations- und Lesefutterbeschaffer für ihre Nutzer. Egal, ob sie nun 

Kochrezepte, Bilderbücher, Fachliteratur, spannende Krimis oder Liebesromane zur Erbauung 

suchen. Doch wer dabei Digitales bevorzugt, der hat oft Pech, was für die Bibliotheken 

mindestens ebenso ärgerlich ist wie für die Kunden. Deshalb machen sich die bundesweiten 

Ö  4Ö  4
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Verbände für gesetzliche und steuerliche Änderungen im Umgang mit E-Books stark und 

wollen auch die Nürnberger Tagung für Lobbyarbeit nutzen. 

Mehr als 4000 Experten aus dem In- und Ausland kommen dafür vom 26. bis 29. Mai in die 

Nürnberger Messe zum 104. Deutschen Bibliothekartag, der vor genau 50 Jahren das letzte 

Mal in Nürnberg stattfand. Ihre zentrale Forderung klingt simpel und irgendwie 

selbstverständlich, hat es aber in sich: „Ein Buch ist ein Buch!“ 

Heißen soll das: Bücher sind Kulturgut, in welcher Form auch immer — ob auf Papyrus, 

Umweltpapier oder eben digital. Und deswegen, so die Forderung, müssen gedruckte und E-

Books auch rechtlich und steuerrechtlich gleich gestellt werden. Davon ist man im Moment 

noch weit entfernt. So gilt für E-Books, die mittlerweile jeder fünfte Bundesbürger liest, nicht 

derselbe ermäßigte Mehrwertsteuersatz von sieben Prozent wie bei der Printware, sondern es 

fallen 19 Prozent an. Das hat erst Anfang März der Europäische Gerichtshof entschieden. 

Verlage verweigern Lizenzen 

„Aber selbst wenn öffentliche Bibliotheken im Geld schwimmen würden, könnten sie nur die 

Hälfte der Titel als E-Books anbieten, die auf den Bestseller-Listen stehen“, sagt Simon-Ritz. 

Das liegt daran, dass einzelne Verlage — darunter auch die großen wie Piper, Diogenes, 

Ullstein oder Rowohlt — den öffentlichen Bibliotheken die nötigen Lizenzen für die Ausleihe 

der Werke verweigern. „Wir sind in dem Bereich leider vom Goodwill der Verlage 

abhängig“, klagt Sträter, die in der Nürnberger „Onleihe“ aktuell 12 300 Medien im Bestand 

hat. Abhilfe könnte nur eine Novellierung des Urheberrechts schaffen. „Die wird es geben, 

wie mir Justizminister Heiko Maas bestätigt hat“, sagt Simon-Ritz und hofft, dass die 

Überarbeitung den seit Jahren schwelenden Konflikt in Sachen E-Books endlich beilegt. 

Ein Dorn im Auge ist den Verbänden auch das Bundesarbeitszeitgesetz. Es untersagt Stadt- 

und Gemeindebibliotheken sonntags zu öffnen. Gerade an den Tagen, wenn die Familien Zeit 

haben, muss der Freizeitort mit Bildungspotenzial zu bleiben. „Das ist ärgerlich“, sagt Simon 

Ritz und pocht auf eine gesetzliche Ausnahme: „Bibliotheken sind wie die Theater 

Kultureinrichtungen.“ 

Auch Elisabeth Sträter betont die Bedeutung von Sonntagsöffnung und blickt derzeit 

interessiert nach Bremen: Dort läuft ein sechsmonatiger Modellversuch. „Die Erfahrungen 

sind rundweg positiv, es kommen sehr viele Familien, unsere Kollegen dort bekommen ein 

sehr gutes Feedback“, sagt sie, stellt aber auch fest: „Das geht nur mit zusätzlichem Personal“. 

Oder mit neuester Technik: In Hamburg-Finkenwerder läuft seit kurzem das Pilotprojekt 

„Open Library“. Mit ihrer Kundenkarte betätigen die Nutzer den elektronischen Türöffner, 

bedienen sich selbst bei der Medienausleihe und -rückgabe und werden dabei von Kameras 

überwacht. 

Ein praktischer Service, aber bleibt da nicht die viel beschworene Funktion der Bibliothek als 

inspirierender Ort der Kommunikation auf der Strecke? Auch darüber wird beim Kongress in 

Nürnberg diskutiert. Simon-Ritz sieht die Branche selbstbewusst aufgestellt, sagt aber auch: 

„Ich glaube, allen Kollegen ist klar, dass jetzt entscheidende Weichenstellungen erfolgen“. 

Schließlich soll der Run auf die Bibliotheken weitergehen. 

www.bibliothekartag2015.de  

BIirgit Ruf // nordbayern.de 
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Käm/299/2015 

 I. Vorlage  

 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status 

Stadtrat 24.06.2015 öffentlich - Beschluss 

 
 

1848er Gedächtnisstiftung: Haushaltssatzung und Wirtschaftsplan 2015 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  

1: Haushaltssatzung 2015 (Stiftung) 
2: Wirtschaftsplan 2015 (Stiftung)  
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat der Stadt Fürth beschließt die Haushaltssatzung der 1848er Gedächtnisstiftung 
Fürth für das Jahr 2015. Der Finanzplanung wird zugestimmt.  
 

 
Sachverhalt: 
 
Gemäß den Regelungen der Stiftungssatzung ist die Haushaltssatzung für die vom Stadtrat der 
Stadt Fürth verwaltete 1848er Gedächtnisstiftung nach der Vorberatung im Stiftungsrat durch 
den Stadtrat zu beschließen. Die Vorberatung erfolgte am 29.05.2015, der Stiftungsrat 
empfiehlt die Beschlussfassung. 
 
Der der Haushaltssatzung zugrunde liegende Wirtschaftsplan weist Erträge in Höhe von 
811.000 € und Aufwendungen in Höhe von 810.700 € auf. Somit errechnet sich ein positives 
Jahresergebnis von 300 €. 
Maßgebliche Größen bei den Erträgen sind die Pachtzahlungen des städtischen 
Sondervermögens „Städtisches Altenpflegeheim“ (480.000 €) sowie die Mietzahlungen für die 
stiftungseigenen Seniorenwohnungen (113.000 €). Die Aufwendungen enthalten mehrere 
umfangreiche Positionen: Abschreibungen (260.000 €), Wirtschaftsbedarf (179.100 €; hierin 
enthalten: Dienstleistungen, Betriebskosten u.ä.), Zinsen (133.000 €) sowie 
Bauunterhalt/Instandhaltung (180.000 €).  
Veränderungen zum Vorjahr sind  im Bereich der Pacht zu erkennen: Hier steigt der Betrag im 
vereinbarten Umfang um 50.000 € an. Dem gegenüber stehen vor allem höhere 
Abschreibungen (Wertfestsetzung nach Aktivierung aller Umbaumaßnahmen). 
 

Ö  5Ö  5
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Im Vermögensplan sind für das Jahr 2015 zunächst keine weiteren Investitionen vorgesehen, 
die Weiterbearbeitung von erforderlichen Brandschutzmaßnahmen wird 2015 zunächst über 
den Bauunterhalt abgewickelt. 
 
Insgesamt  übersteigt der Geldmittelüberschuss aus den Erträgen und Aufwendungen (Cash 
Flow) die anfallenden Darlehenstilgungen und es bleibt ein Betrag von voraussichtlich 39.300 € 
zur Mehrung des Stiftungskapitals. 
 
Die mittelfristige Finanzplanung geht davon aus, dass nach der Stabilisierung der aktuellen 
Lage in den kommenden Jahren erneut hoher Investitionsbedarf zu tragen sein wird. Es wird 
über die Zukunft der noch nicht sanierten Blöcke A und C zu entscheiden sein. Nach 
derzeitigem Stand kann die Stiftung zur Finanzierung nur wenige Eigenmittel einbringen, so 
dass im Falle einer umfassenden Sanierung eine deutliche Erhöhung der Darlehensaufnahmen 
notwendig sein wird. 
Für die Weiterentwicklung und Umsetzung des Brandschutzkonzepts sind zunächst für das Jahr 
2016 100.000 € in der mittelfristigen Finanzplanung im investiven Bereich vorgesehen.  
 
Finanzierung: 
 

Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

 x nein  ja Gesamtkosten       € x nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

 x nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 

wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
 

 II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
  
 III. Beschluss zurück an Kämmerei 

 
 
Fürth, 11.06.2015 
 
 
 
 
__________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Kämmerei 
Dörnhöfer, Ralph 

Telefon: 
(0911) 974-1379 
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 Beschlussvorlage 

Seite 1 von 3 

Käm/300/2015 

 I. Vorlage  

 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status 

Stadtrat 24.06.2015 öffentlich - Beschluss 

 
 

1848er Gedächtnisstiftung: Jahresabschlüsse 2011 und 2012; Kenntnisnahme 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  

1: Jahresabschluss 2011 (Stiftung) 
2: Jahresabschluss 2012 (Stiftung)  
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat der Stadt Fürth nimmt Kenntnis von den Jahresabschlüssen der 1848er 
Gedächtnisstiftung Fürth für die Jahre 2011 und 2012 und weist diese dem 
Rechnungsprüfungsamt zur Prüfung zu.  
 

 
Sachverhalt: 
 
Gemäß den Regelungen der Stiftungssatzung sind die Jahresabschlüsse der 1848er 
Gedächtnisstiftung für die Jahre 2011 und 2012 nach der Vorberatung im Stiftungsrat dem 
Stadtrat zur Kenntnisnahme vorzulegen und anschließend dem Rechnungsprüfungsamt zur 
Prüfung zu übergeben. Die Vorberatung erfolgte am 29.05.2015, der Stiftungsrat empfiehlt dem 
Stadtrat die entsprechende Beschlussfassung. 
Nach der Prüfung durch das Rechnungsprüfungsamt werden die Jahresabschlüsse dem 
Stiftungsrat und dem Stadtrat zur Feststellung vorgelegt. 
 
Vorbemerkung: In den vorliegenden Abschlüssen wurden diverse formelle Anmerkungen aus 
den Prüfberichten für die Abschlüsse der Jahre 2007 bis 2010 umgesetzt. 
 
2011: 
Die 1848er Gedächtnisstiftung schließt das Jahr 2011 mit einem Ertragsüberschuss in Höhe 
von 143.334,10 € ab, der in die Gewinnrücklage überführt werden kann. Die Gesamterträge 
belaufen sich dabei auf 641.663,54 €, die Gesamtaufwendungen auf 498.329,44 €. 
Anzumerken ist, dass das positive Ergebnis maßgeblich durch eine hohe Spende erreicht 
wurde, die dem Grundvermögen der Stiftung zugerechnet wurde; um diese Position bereinigt 
läge das Ergebnis bei ca. 3.000 €. 
 

Ö  6Ö  6
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Die Bilanzsumme beläuft sich auf 7.834.389,83 €, wobei die Eigenkapitalquote auf 14,2 % 
gesunken ist (Anstieg der Darlehensaufnahmen, Verschuldung von 76,7 % der Bilanzsumme). 
Die liquiden Mittel zum Bilanzstichtag liegen ca. 340.000 € höher als zum Vorjahresstichtag. 
Dies liegt maßgeblich darin begründet, dass aufgenommene Darlehen hier noch nicht 
verausgabt waren. 
 
2012: 
Die 1848er Gedächtnisstiftung schließt das Jahr 2012 mit einem Jahresfehlbetrag in Höhe 
von 70.302,68 € ab, der der Gewinnrücklage entnommen werden kann. Die Gesamterträge 
belaufen sich dabei auf 688.212,10 €, die Gesamtaufwendungen auf 758.514,78 €. Die 
Verschlechterung gegenüber dem Vorjahr liegt maßgeblich im Anstieg bei den Abschreibungen 
begründet (Aktivierung weiterer Umbauinvestitionen), der mit der beschlossenen stufenweisen 
Anhebung der Pacht 2012 noch nicht aufgefangen werden konnte, sowie in der Tatsache, dass 
2011 eine Spende im größeren Umfang zum positiven Jahresergebnis beigetragen hatte. 
 
Die Bilanzsumme beläuft sich auf 7.380.202,03 €, wobei die Eigenkapitalquote stabil auf 14,1 
% gehalten wurde. Die Verschuldung ist erstmals seit dem Umbau wieder gesunken, die Quote 
beträgt 75,7 % der Bilanzsumme.  
Die liquiden Mittel zum Bilanzstichtag sind um ca. 300.000 € niedriger ausgewiesen als zum 
Vorjahresstichtag. 
 
Auf die erläuternden Jahresberichte zu den Jahresabschlüssen sowie auf die 
korrespondierenden Jahresabschlüsse 2011 und 2012 des städtischen Sondervermögens 
„SAh“ wird verwiesen. 
   
 
Finanzierung: 
 

Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

 x nein  ja Gesamtkosten       € x nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

 x nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 

wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
 

 II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
  
 III. Beschluss zurück an Kämmerei 

 
 
Fürth, 11.06.2015 
 
 
 
 
__________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Kämmerei 
Dörnhöfer, Ralph 

Telefon: 
(0911) 974-1379 
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Rf. II/092/2015 

 I. Vorlage  

 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status 

Finanz- und Verwaltungsausschuss 24.06.2015 öffentlich - Vorberatung 
Stadtrat 24.06.2015 öffentlich - Beschluss 

 
 

infra fürth verkehr gmbh; Tariffortschreibung zum 01.01.2016 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  

1 
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat ermächtigt den städtischen Vertreter, in der Gesellschafterversammlung der infra 
fürth holding gmbh deren Geschäftsführer für die Beschlüsse/Erklärungen der infra fürth verkehr 
gmbh wie folgt zu ermächtigen: 

1. Den vorgeschlagenen Fahrpreisen des VGN-Gemeinschaftstarifs mit einer erwarteten durch-
schnittlichen Einnahmensteigerung von 3,11 % wird zugestimmt. 

2. Die neuen Fahrpreise treten zum 01.01.2016 in Kraft. 
 
 

 
Sachverhalt: 
 
Für die Stadt Fürth wichtige ÖPNV-Angelegenheiten unterliegen gem. § 14 Abs. 3 des Gesell-
schaftsvertrags der Verkehrs-GmbH der Zustimmung der Gesellschaftsversammlung. Jedoch 
wird dieses Entscheidungsrecht (der Gesellschafterversammlung der Verkehrs-GmbH) über-
lagert vom zwischen der Holding-GmbH und der Verkehrs-GmbH bestehenden Beherrschungs- 
und Ergebnisabführungsvertrag (vgl. §§ 1 und 2). Er erlaubt es, dass der Holding-Geschäftsfüh-
rer direkt dem Verkehrs-Geschäftsführer Weisungen erteilt. Allerdings können (und sollen) über 
§ 12 Abs. 1 Satz 4 des Gesellschaftsvertrags der Holding-GmbH wichtige Entscheidungen in 
den (beherrschten) Tochterunternehmen von der Holding-Gesellschafterversammlung getroffen 
werden. Dadurch ist die Einbindung von FA/StR und somit der Durchgriff der demokratisch legi-
timierten Willensbildung gegeben. 

Der Aufsichtsrat der Verkehrs-GmbH hat in seiner Sitzung am 16.04.2015 die infra-Vorlage zur 
Tariffortschreibung zum 01.01.2016 vorberaten (vgl. das Extrakt in der Anlage; ausgenommen 
Preisstufe C/Erlangen, da dort Abweichungen zu den infra-Aufsichtsratsvorberatungen); hierauf 
und den daraus resultierenden Beschlussvorschlag wird verwiesen. 

Zu den näheren inhaltlichen Aspekten der Tariffortschreibung wird der infra-Geschäftsführer in 
der FA/StR-Sitzung am 24.06.2015 Stellung nehmen. 

Ö  7Ö  7
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Das Finanzreferat befürwortet – aus dem Blickwinkel der städtischen Gesellschafter-Stellung – 
die mit der Tariffortschreibung verbundenen, positiven Effekte für die Verkehrs-GmbH, da hier-
durch wenigstens der Anstieg des Verkehrsdefizits abgemildert wird. 

Im Jahr 2014 (Rechnungslegung noch nicht festgestellt) beläuft sich nach den aktuellen infra-
Prognosen das operative Verkehrsdefizit, d.h. bereinigt um aperiodische Sondereffekte auf 
etwas mehr als -10 Mio. €. Und die infra geht davon aus, dass – langfristig – insbesondere in-
folge verstärkter Reinvestitionen im U-Bahnbereich der Verkehrsverlust steigen wird. 
 
 
Finanzierung: 
 

Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

  nein  ja Gesamtkosten   nein  ja  

Veranschlagung im Haushalt  

  nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 

wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
 

 II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
  
 III. Beschluss zurück an Referat II 

 
 
Fürth, 16.06.2015 
 
 
 
 
__________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Referat II 
Herr Wolf (-1025) 
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Vorlage für den Stadtrat am 24. Juni 2016 

 
Tariffortschreibung zum 01.01.2016 

 

Für die Tariffortbildung 2016 sollen weiterhin die Atzelsberger Beschlüsse Anwen-
dung finden. Dies bedeutet, dass Preiserhöhungen grundsätzlich entsprechend der 
prognostizierten Kostensteigerung im VGN, dem so genannten Warenkorbindex, 
vorgenommen werden. Die Prognose für das Jahr 2016 lässt eine Kostensteigerung 
um 2,61% erwarten. Zusammen mit dem von den Landkreisen zugestandenen Auf-
schlag von 0,5% für die Durchtarifierungs- und Harmonisierungsverluste ergibt sich 
ein durchschnittlicher Gesamterhöhungssatz von 3,11% über alle Tarifstufen. 
 
Im Rahmen der Verhandlungen zwischen den Gesellschaftern der VGN GmbH und 
den Vertretern der Landkreise verständigte man sich auf eine Tariffortbildungsvarian-
te, welche folgende Maßnahmen enthält: 
 
- Beibehaltung der Preise beim Einzelfahrschein Erwachsene in den Preisstufen A 
bis F.  

- Anhebung des Einzelfahrscheinpreises Kind auf die Hälfte des Erwachsenenfahr-
preises in den Preisstufen K, D, E und 1.  

- Überproportionale Anhebung der 4er-Ticket-Preise zum Ausgleich der diesjährigen 
Preisstabilität (bezogen auf Einzelfahrt im Rahmen der Mehrfahrtenkarte) insbeson-
dere beim 
 

 - 4er-Ticket Erwachsene in den Preisstufen K, D und 1 sowie beim  
 - 4er-Ticket Kind in den Preisstufe C und F.  

 
- Zeitkarten Azubi/Schüler: Preisanpassung genau im Index.  

- Überproportionale Preiserhöhung im Allgemeinen Zeitkartenbereich insbesondere 
beim JahresAbo in den Tarifstufen B und D mit der Folge einer Harmonisierung des 
Preisabstands zur Schülerwertmarke. (Die Alternative hierzu wäre eine überdurch-
schnittliche Anpassung im gesamten Zeitkartenbereich, was die infra fürth verkehr 
gmbh nicht empfehlen würde). 
 
- Preisstufe C, Erlangen (und Änderung gegenüber dem Aufsichtsratsbeschluss der 
infra fürth verkehr gmbh vom 16.04.2015): geringere Erhöhung beim JahresAbo bei 
gleichzeitiger überproportionaler Anhebung aller übrigen Zeitkarten (Ausnahme 
Schüler). Zudem sind die TagesTicket-Preise (Tarifstufe C) leicht stärker erhöht. 
 
- Preisangleichung beim Michaeliskirchweihticket an das Preisniveau des Bergkirch-
weihtickets (15,90 €). 
 
- Aus dem aktuellen Tarifprojekt Nürnberg ist in den Preisblättern nichts mit aufge-
nommen (die Preisblätter stellen also die Preisanpassung nach Atzelsberg dar). 
 
 
 

- 1 - 
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Einführung Semesterticket 
 
Als Pilotprojekt wird es an den teilnehmenden Hochschulen ab dem Wintersemester 
2015/16 für die Dauer von zunächst einem Jahr ein Semesterticket geben.  
 
Das Semesterticket besteht aus zwei Komponenten:  
- Als Basisticket dient der Studierendenausweis bzw. die Semesterticket-Basiskarte, 
für den bzw. die ein Solidarbeitrag von allen Studierenden zu entrichten ist. Sie bein-
halten eine zeitlich eingeschränkte Fahrtberechtigung von Montag bis Freitag jeweils 
von 19.00 Uhr bis 6.00 Uhr des Folgetages, sowie ohne zeitliche Einschränkungen 
an Samstagen, Sonntagen sowie an den in ganz Bayern gültigen gesetzlichen Wo-
chenfeiertagen sowie an Mariä Himmelfahrt (15. August) jeweils bis 6.00 Uhr des 
Folgetages im VGN-Gesamtnetz.  
 
- Zudem kann ein Zusatzticket von den Studierenden fakultativ erworben werden, 
welches zusammen mit der Basiskomponente die tageszeitlich unbegrenzte Fahrtbe-
rechtigung innerhalb des VGN-Gesamtnetzes beinhaltet.  
 
Der Solidarbeitrag zur Finanzierung des Basistickets wird von allen Studierenden der 
teilnehmenden Hochschulen erhoben.  
 
Ein Umtausch gegen andere Fahrkarten ist ausgeschlossen. Bei Verlust erfolgt kein 
Ersatz. Zusatztickets können nach dem Kauf nicht erstattet werden. 
 
Kosten: 
Wintersemester 2015/16 
Basisticket 65 € 
Zusatzticket 193 € 
 
Sommersemester 2016 
Basisticket 65 € 
Zusatzticket 199 € 
 
Die bisher gültigen Semesterwertmarken der Städteachse werden durch die Einfüh-
rung des Semestertickets zum 01.10.2015 abgeschafft. 
 
Der Stadtrat hat die Einführung eines Semestertickets im VGN zum Wintersemester 
2015/2016 in der Sitzung vom 25.2.2015 einstimmig beschlossen. 
 
Auswirkungen für die infra fürth verkehr gmbh 
 
Unter Einbeziehung aller Maßnahmen ergibt sich für die Tarifstufe B eine insgesamt 
zu erwartende Einnahmensteigerung von 2,93% und damit prognostizierte Mehrein-
nahmen in B von ca. 183 T€. Für die in Fürth und Nürnberg geltende Tarifstufe K er-
geben sich geschätzte Mehreinnahmen von 179 T€. 
 
Insgesamt wird aus der Tariffortbildung 2016 eine Einnahmensteigerung von ca. 9,3 
Mio. € erwartet, aus denen die infra fürth verkehr gmbh einen Anspruch gemäß dem 
nachfrageorientierten Einnahmeaufteilungsverfahren ableiten kann. Zum aktuellen 

- 2 - 
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Zeitpunkt kann aufgrund der Diskussionen in Nürnberg noch nicht abgeschätzt wer-
den, wie sich die Reform auf Fürth auswirkt (Stand 7.5.2015). 
 
Fürth, 8. Juni 2015 
infra fürth verkehr gmbh 
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Rf. II/093/2015 

 I. Vorlage  

 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status 

Stadtrat 24.06.2015 öffentlich - Kenntnisnahme 

 
 

Vorstellung der möglichen Auswirkungen/Handlungsszenarien des "Tarifprojekts 
Nürnberg" für die Stadt Fürth und ihren Verkehrsbetrieb 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  

StR-Beschluss der Stadt Nürnberg vom 22.04.2015 zur ÖPNV-Tarifreform 
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Von den Ausführungen des externen Gutachters wird Kenntnis genommen. 
 
 

 
Sachverhalt: 
 

Seit 01.01.2015 greift im Fürther Stadtverkehr die 2. Stufe der Tarifreform. Sie leistet einen 
außerordentlich wichtigen Beitrag zur Abmilderung des seit jeher hohen Defizits der infra fürth 
verkehr gmbh. Im Jahr 2014 (Rechnungslegung noch nicht festgestellt) beläuft sich nach den 
aktuellen infra-Prognosen das operative Verkehrsdefizit, d.h. bereinigt um aperiodische Sonder-
effekte auf etwas mehr als -10 Mio. €. Und die infra geht davon aus, dass – langfristig – insbe-
sondere infolge verstärkter Reinvestitionen im U-Bahnbereich der Verkehrsverlust steigen wird. 

Für den stadtübergreifenden Verkehr (Preisstufe A) kommt es aus der 2. Stufe der Tarifreform 
bis dato allerdings zu keinem positiven Ergebnisimpuls für die infra, da die Stadt Nürnberg ihre 
Beschlüsse zur 2. Stufe ausgesetzt hat. Für die infra fürth verkehr gmbh bedeutet dies seit 2015 
Einnahmenverluste von – grob geschätzt – etwa 550 Tsd. € jährlich. 

Ausgehend von der in Nürnberg ausgesetzten 2. Stufe und damit thematisierten Alternativkon-
zepten wurde in Nürnberg das „Tarifprojekt Nürnberg“ gestartet und hierin auch ein externer 
Berater (Probst & Consorten, Marketing-Beratung, Dresden) eingebunden. Auf der Basis der 
betreffenden Projektergebnisse/-vorschläge hat der Nürnberger Stadtrat am 22.04.2015 Be-
schlüsse zur Weiterentwicklung des Nürnberger Stadttarifs gefasst; der entsprechende Nürn-
berger StR-Beschluss ist als Anlage beigefügt. 

Die Nürnberger Beschlussfassung hätte, so sie in den VGN-Gremien Zustimmung findet, natür-
lich Auswirkungen auf den (stadtübergreifenden und ggf. auch innerstädtischen) ÖPNV mit/zu 
Fürth, allein schon die Anpassungen in der Preisstufe A betreffend. Außerdem thematisiert der 
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Nürnberger Beschluss (vgl. dort die Ziff. 3) die Herausnahme von Fürth aus der Preisstufe A, im 
Umkehrschluss also eine eigene Preisstufe für Fahrten zwischen Nürnberg und Fürth (sofern 
keine Kurzstrecke). Und dies sind nur Teilaspekte des Gesamtpakets der Nürnberger Beschlüs-
se, zu dem neben Erhöhungen der Parkgebühren z.B. auch günstige Tarife für Partnerabos und 
Jahresabos mit bestimmten Ausschlusszeiten gehören. 

Als Reaktion auf die Nürnberger Beschlüsse wurde in Fürth eine Arbeitsgruppe errichtet. Ihr ge-
hören neben der Verwaltung (SpA, Rf. II/Btm) und der infra fürth verkehr gmbh auch Vertreter 
der Stadt Nürnberg (Direktorium und Finanzreferat) sowie der VAG und des VGN an. Ebenso ist 
Probst & Consorten integriert, um eine enge Verzahnung mit den Erkenntnissen, Szenariotech-
niken und Modellierungen zu erreichen, die bereits für Nürnberg (und damit in vielem auch für 
Fürth) von Bedeutung waren/sind. 

Am 19.06.2015 soll die Arbeitsgruppe im Rahmen eines neuerlichen Workshops zusammen mit 
dem externen Berater erste Grundlagen/Eckdaten in Bezug auf die möglichen Auswirkungen/ 
Handlungsszenarien des „Tarifprojekts Nürnberg“ für die Stadt Fürth und ihren Verkehrsbetrieb 
entwickeln. Es ist geplant, dass – aufbauend hierauf – der externe Berater bereits in der StR-
Sitzung am 24.06.2015 die Auswirkungen (grob kalkuliert) und Handlungsszenarien vorstellt, 
damit die Gremien möglichst frühzeitig in den Entscheidungsprozess eingebunden werden. 

Für eine (Teil)Umsetzung der Nürnberger Beschlüsse bereits zum 01.01.2016 bedürfte es – mit 
Blick auf die Regularien in den VGN-Gremien sowie die technische Machbarkeit – Entscheidun-
gen, bezogen auf den Fürther StR, spätestens in der Sitzung am 23.09.2015. 

Das „Tarifprojekt Nürnberg“ ist als zusätzliche Maßnahme zu sehen, d.h. unabhängig von den 
(jährlichen) Beschlüssen zur allgemeinen Tariffortschreibung. Für die allgemeine Fortschrei-
bung zum 01.01.2016 wird in den FA/StR am 24.06.2015 eine separate Beschlussvorlage ein-
gebracht. 
 
 
Finanzierung: 
 

Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

  nein  ja Gesamtkosten   nein  ja  

Veranschlagung im Haushalt  

  nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 

wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
 

 II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
  
 III. Beschluss zurück an Referat II 

 
 
Fürth, 16.06.2015 
 
 
 
 
__________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Referat II 
Herr Wolf (-1025) 
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 Verfügung zum Antrag 
 
 

Antragsteller 

Stadtratsgruppe DIE LINKE 
Antragsnummer 

AG/614/2015 
Antragsdatum 

01.06.2015 

Gegenstand des Antrags 

Antrag der Stadtratsgruppe DIE LINKE vom 
01.06.2015 - Mitteilung über den Verhandlungsstand 
und möglicher Ergebnisse hinsichtlich der 
Gespräche beim VGN 

Bearbeiter 

Anita Egermeier 

 
 

I. Gemäß Rücksprache mit dem Oberbürgermeister wird der Antrag wie folgt behandelt: 

 

 

Stadtrat 
(nächste Sitzung)  

 

 

 

II. BMPA/SD 

 
1. E-Mail an Antragsteller/in bzw. antragstellende Fraktion 
2. Fax an infra zur Vorbereitung für die Sitzung 
3. E-Mail an alle Fraktionen, Gruppen, Einzelstadtratsmitglieder, BMPA, 

BMPA/StR 
4. Fax an Herrn StR Strattner 
5. den Antrag auf die Tagesordnung setzen 

 

III. Z. A. 

 

Fürth, 12.06.2015 
BMPA/SD 
I.A. 
gez. Egermeier 
 
 
  1095/1096 
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JgA/212/2015 

 I. Vorlage  

 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status 

Ausschuss für Jugendhilfe und 
Jugendangelegenheiten 

10.06.2015 öffentlich - Vorberatung 

Stadtrat 24.06.2015 öffentlich - Beschluss 

 
 

Kindertagesstättenförderung - Gewichtungsfaktor für unter 3-jährige Kinder in 
Fürther Kindergärten 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  

  

 
Beschlussvorschlag: 
 
Vollendet ein Kind in einem Kindergarten das 3. Lebensjahr, so wird ab dem Kindergartenjahr 
2015/16 der Gewichtungsfaktor 2,0 zum Stichtag (Geburtstag) auf den Faktor 1,0 umgestellt und 
die damit verbundene erhöhte Förderung beendet.  
 

 
Sachverhalt: 
 
Die rechtliche Festlegung des Gewichtungsfaktors ergibt sich aus Art. 21 Abs. 5 Bayer. 

Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz (BayKiBiG). Abs. 5 Satz 6 der o.g. Regelung eröffnet 

die Möglichkeit („Kann-Vorschrift“) Kinder in Kindergärten, die das 3. Lebensjahr vollenden, 

weiterhin mit der erhöhten kindbezogenen Förderung des Gewichtungsfaktors 2,0 zu fördern. 

Diese Regelung entspricht aktuell der städtischen Förderpraxis, die sich seit 2007 auf das 

Rundschreiben des Bayer. Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung stützte, die diese 

erhöhte Förderung mit dem Faktor 2,0 seinerzeit als „freiwillige Leistung“ ermöglichte.  
 

Im Jahr 2007 hatte das Sozialreferat/JgA zur Vermeidung der damit verbundenen Mehrkosten 

beantragt, auf diese Option zu verzichten und die erhöhte Förderung ab dem Geburtstag 

(Stichtag) in die normale Förderung mit dem Gewichtungsfaktor 1,0 umzustellen. Diesem 

Verwaltungsvorschlag folgte der Finanz- und Verwaltungsausschuss am 25.07.2007 nicht; er 

beschloss, die erhöhte Förderung mit dem Gewichtungsfaktor 2,0 fortzusetzen.  
 

Im Jahr 2015/16 stellt sich die Gesamtbetreuungssituation für Kindergartenkinder in der 

Stadt Fürth allerdings deutlich anders dar als im Jahr 2007: 
 

Im Jahr 2007 gab es ein ausreichendes Angebot an Kindergartenplätzen und nur wenige 

Krippenplätze; auch die Nachfrage nach Krippenbetreuung war gering.  

Ö  9Ö  9
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Aktuell stehen wir vor der Situation, dass das Betreuungsangebot in den Kindergärten nominal 

nicht ausreicht. Auf den aktuellen Kindertagesstättenbericht, vorgestellt im Jugendhilfe-

ausschuss/Stadtrat am 18.03. / 25.03.2015, wird Bezug genommen. Bis 2016 könnten demnach  

- trotz Schaffung von 200 zusätzlichen Plätzen -  mehrere hundert Kindergartenplätze im 

Stadtgebiet fehlen. Es sind daher ausnahmslos alle Optionen zu prüfen und nach 

Möglichkeit auch zu realisieren, die das Platzangebot in den Kindergärten erhöhen 

(insbesondere die Auflösung von Kleinkindgruppen in Kindergärten, weniger Kinder unter 3 

Jahren in Kindergärten, Aufstockung von Gruppen durch Teilzeiteinstellungen von 

Erzieher/innen). Bereits jetzt ist allen Einrichtungen kommuniziert, dass ausnahmslos nur noch 

dann unter 3-jährige Kinder in Kindergärten aufgenommen werden (dürfen), wenn diese noch 

im laufenden Kalenderjahr das 3. Lebensjahr vollenden und sich auf der Warteliste keine über 

3-jährigen Kinder befinden.  

 

Unverändert ist jedoch die städtische Regelung, für diese Kinder über das gesamte 

Kindergartenjahr die erhöhte Förderung zu gewähren (Gewichtungsfaktor 2,0). Das führt 

dazu, dass aufgrund des damit verbundenen Personalschlüssels sowohl theoretisch als 

auch praktisch Plätze in Kindergärten nicht belegt werden können (z.B. durch Kinder, 

deren  Eltern unterjährig zugezogen sind). In den vergangenen Jahren waren 

durchschnittlich bis zu 180 U3-Kinder in den Kindergärten angemeldet, davon rd. 140 in 

nicht-städtischen Kitas.  

Mit der Umstellung auf den Faktor 1,0 ab dem 3. Geburtstag können somit unterjährig 

zusätzliche Kinder aufgenommen werden. Es ist davon auszugehen, dass dieses 

zusätzlichen Angebot nachgefragt und die Plätze aus wirtschaftlichen Gründen wohl auch 

belegt werden.  

 

Beispiel: 

In einer Kindergartengruppe, deren Anstellungsschlüssel keine weiteren Aufnahmen zulässt, 

werden 2 Kinder 3 Jahre alt. Ihr Gewichtungsfaktor wird von Faktor 2,0 auf 1,0 umgestellt. Die 

Gruppe kann ab diesem Zeitpunkt neue Kinder mit Faktor 1,0 aufnehmen.   

      

Bei der anstehenden Entscheidung ist auch zu berücksichtigen, dass die Stadt Fürth unter den 

(mittleren) Großstädten die Einzige ist/war, die diese Kann-Regelung (Faktor 2,0 für das ganze 

Jahr) noch praktiziert. 

 
 
Finanzierung: 
 

Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

  nein x ja Gesamtkosten Siehe Sachverhalt   nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

  nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 

wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 

Auftrag: Käm beteiligt an Amt für Kinder, 
Jugendliche und Familien 
von  

27.05.2015 

Ergebnis: Kenntnis genommen Röhrs, Bernhard 27.05.2015 
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Auftrag: Pfleger beteiligt Amt für Kinder, 
Jugendliche und Familien    

28.05.2015 

Ergebnis: zuständiger Pfleger wurde informiert Amthor, Sabine 28.05.2015 

 
 

 II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
  
 III. Beschluss zurück an Amt für Kinder, Jugendliche und Familien 

 
 
Fürth, 28.05.2015 
 
 
 
 
__________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Amt für Kinder, Jugendliche und 
Familien 
Schnitzer, Hermann 

Telefon: 
(0911) 974-1510 
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JgA/213/2015/1 

 I. Vorlage  

 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status 

Stadtrat 24.06.2015 öffentlich - Beschluss 

 
 

Änderung der Satzung über die Benutzung der städtischen 
Kindertageseinrichtungen 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

Folgende Referenzvorlage vorhanden:  
JgA/213/2015 

Anlagen:  

 

 
Beschlussvorschlag: 
 

Der Stadtrat beschließt folgende Änderung der Satzung über die Benutzung der 

städtischen Kindertageseinrichtungen: 
 

Satzung 
 

zur Änderung der Satzung über die Benutzung von städtischen Kindertageseinrichtungen 

(Kindergärten, -horte u. -krippen) der Stadt Fürth in der Fassung vom 25.07.2013 

(Amtsblatt vom 07.08.2013). 

 

Die Stadt Fürth erlässt aufgrund Art. 23 und 24 Abs. 1 Nr. 1 der Gemeindeordnung für 

den Freistaat Bayern in der Fassung der Bekanntmachung  vom 22.08 1998 (GVBl. S. 

796), zuletzt geändert durch Gesetz vom 12.05.2015 (GVBl. S. 82) folgende Satzung zur 

Änderung der Satzung über die Benutzung der städtischen Kindertageseinrichtungen 

vom 27.05.2005 (Stadtzeitung Nr. 11 vom 8.06.2005), zuletzt geändert durch Satzung 

vom 25.07.2013 (Amtsblatt vom 07.08.2013): 

 

 § 1 

 

1. In § 2 Absatz 1 wird ein Satz 2 und 3 – unter Verschiebung der Folgesätze - 

eingefügt: 
 

Die Buchung in Horten in Ferien- und Schulzeiten erfolgt getrennt. Zur Regelbetreuung 

während der Schulzeiten kann der notwendige, erweiterte Betreuungsumfang in 

Ferienzeiten dazu gebucht werden. 
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2. In § 9 wird in Absatz 1 ein Satz 4 angefügt: 

 

Eine Vormerkung kann über ein elektronisches Anmeldesystem unterstützt werden. 

 

3. In § 11 Abs. 1 wird nach Satz 3 ein Satz 4 – unter Verschiebung der Folgesätze - 

eingefügt: 

 

Abweichend davon kann eine Abmeldung aus Horten nur zum Ende des 

Betreuungsjahres ausgesprochen werden. Das Kündigungsschreiben muss spätestens 

am 28./29.Februar des Jahres bei der Stadt Fürth eingegangen sein, damit die 

Kündigung zum Ende des Betreuungsjahres wirksam ist. 

Zur Vermeidung von Härtefällen kann das Betreuungsverhältnis im ausreichend 

begründeten Einzelfall vom Amt für Kinder, Jugendliche und Familien aufgelöst werden. 

 

4. In § 11 wird ein Absatz 2 – unter Verschiebung der folgenden Absätze - 

eingefügt: 

 

Das Betreuungsverhältnis endet automatisch, wenn eine Einrichtung den Betrieb 

schließt. 

§ 2 
 
Diese Satzungsänderung tritt am 1. September 2015 in Kraft.  
 

 
Sachverhalt: 
 

Zu 1. 

In Schulzeiten reicht in Horten eine 4-stündige Betreuungszeit aus, die in Ferienzeiten 

auf 8 Stunden erweitert wird. Um die Betreuung in Ferienzeiten abzurechnen, wurde 

bisher ein Aufschlag von 1 Stunde gleichmäßig auf alle übrigen Betreuungsmonate 

umgelegt. Anstatt 4 Stunden wurden also dann 5 Stunden in allen Monaten gebucht. 

Dieses Verfahren ist nun nach Vorgaben des Ministeriums nicht mehr möglich, weil dies 

als „Luftbuchung“ angesehen wird. Vielmehr wird nun eine echtzeitgerechte Buchung 

verlangt. Damit werden die tatsächlich eingebuchten Ferienwochen in die 

Gebührenrechnung einkalkuliert und wieder auf 11 Monate umgelegt. 

Im Ergebnis ist diese neue Regelung für die Eltern finanziell günstiger, wobei die Stadt 

über den Gebührenhaushalt geringe Ausfälle haben wird. 

 
Zu 2. 

Mit Einführung eines elektronischen Vormerkungssystems wird ein zeitgemäßes 

Instrument eingesetzt, um die Platzvergabe transparenter zu gestalten und den Eltern 

und Einrichtungen eine schnellere Rückmeldung zu geben. Mit dem Zusatz wird die 

Neugestaltung auch über die Satzung ausgedrückt. Es ist beabsichtigt ein 

entsprechendes System baldmöglichst einzuführen und im ersten Jahr als Probelauf zu 

betreiben. Wenn sich ein Großteil der freien Träger daran beteiligt, wäre eine 

rechtzeitige und zuverlässige Aussage zum jeweiligen Jahresbedarf besser möglich. 
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Zu 3. 

Für Horte wird eine Sonderregelung bei der Kündigungsfrist erforderlich.  

Die Erfahrungen zeigen, dass sich Eltern oft sehr kurzfristig entscheiden ihren Hortplatz 

zu kündigen, wodurch die Aufnahme neuer Kinder blockiert wird. Die Eltern, deren 

Kinder auf der Warteliste stehen, müssen sich daher um eine andere 

Betreuungsmöglichkeit kümmern.  Das wiederum macht es sehr schwierig einen freien 

Hortplatz unterjährig nachzubesetzen. Hierdurch sind Leerstände in den Einrichtungen 

oft unvermeidlich. Es erschwert aber auch die Planung für die Betreuungsplätze in den 

Schulen. 

Eltern müssen sich mit der neuen Kündigungsregelung früher für eine Betreuungsform 

entscheiden, wodurch der Hort bereits im Frühjahr einen Überblick über die 

Abmeldungen und frei werdenden Plätze hat und nicht erst, wie bisher, zum Ende des 

Schuljahres. Damit erhalten die Horte, die Schulen und die Eltern weitaus mehr 

Planungssicherheit. 

 

In Einzelfällen wird es weiterhin möglich sein, kürzere Kündigungsfristen einzuräumen 

um Härtefälle zu vermeiden, wie z. B. bei Umzug der Familie. 

 
Zu 4. 

Der Zusatz erfolgt aus redaktionellen Gründen, jedoch ohne konkreten Praxisbezug. In 

der Satzung ist bisher nicht die Möglichkeit geregelt, dass eine Einrichtung schließt. Für 

diesen Fall wäre es dann nicht möglich, eine Kündigung auszusprechen. Es wird daher 

in die Satzung ein Zusatz eingefügt, der diese Unmöglichkeit der Leistungserbringung 

als bisherige Regelungslücke schließt. 

 

Anmerkung: Der Änderungsantrag der CSU-Stadträtin Bayer-Tersch auf Streichung der 

Ziff. 4 (Einfügung eines Abs. 2 in § 11) wurde mit 3:7 Stimmen abgelehnt. 

 
 
Finanzierung: 

Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

 x nein  ja Gesamtkosten budgetneutral  x nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

  nein  ja Hst.       Budget-Nr. 51250 im x Vwhh  Vmhh 

wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 

Auftrag: Pfleger beteiligt Amt für Kinder, 
Jugendliche und Familien    

11.06.2015 

Ergebnis: zuständiger Pfleger wurde informiert Amthor, Sabine 11.06.2015 

 

Auftrag: Käm beteiligt an Amt für Kinder, 
Jugendliche und Familien 
von  

11.06.2015 

Ergebnis: Kenntnis genommen Röhrs, Bernhard 11.06.2015 
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 II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
  
 III. Beschluss zurück an Amt für Kinder, Jugendliche und Familien 

 
 
Fürth, 15.06.2015 
 
 
 
 
__________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Amt für Kinder, Jugendliche und 
Familien 
Modschiedler, Peter 

Telefon: 
(0911) 974-1535 
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JgA/210/2015 

 I. Vorlage  

 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status 

Ausschuss für Jugendhilfe und 
Jugendangelegenheiten 

10.06.2015 öffentlich - Vorberatung 

Stadtrat 24.06.2015 öffentlich - Beschluss 

 
 

Generalsanierung des 2-gruppigen evang. Kindergartens in der Frühlingstraße 
17 durch die Kirchengemeinde St. Michael 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  

Kostenschätzung und Plan 
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Zum Erhalt der Einrichtung und Abdeckung des Bedarfs an Kindergartenplätzen wird die 

Bereitstellung der erforderlichen Haushaltsmittel für die anstehende Generalsanierung des 

evang. Kindergartens in der Frühlingstraße 17 genehmigt. 

 
 

 
Sachverhalt: 
 
Das Evang.-Luth. Kirchengemeindeamt Fürth beantragt mit Schreiben vom 18.03.2015 die 

Genehmigung und (Mit-)Finanzierung der bereits für 2015 vorgesehenen Generalsanierung. 

 

Das Vorhaben ist nach Art. 27 BayKiBiG i.V.m. der Richtlinie der Stadt Fürth für die 

Investitionskostenförderung von Kindertageseinrichtungen im Stadtgebiet“ (siehe 

Stadtratsbeschluss vom 25.03.2015) förderfähig. Es entspricht auch der Reihenfolge der 

anstehenden Generalsanierungen, die dem Ausschuss für Jugendhilfe und 

Jugendangelegenheiten (AJJ) am 05.10.2011 vorgelegt wurde.  

 

Ermittlung der zuweisungsfähigen Kosten (Nr. 5.2 FA-ZR)  

 

Die zuweisungsfähigen Kosten werden nach Nr. 5.2 FA-ZR (Zuweisungen des Freistaates 

Bayern zu kommunalen Baumaßnahmen im kommunalen Finanzausgleich) ermittelt.  
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Die Ermittlung des staatlichen Förderbetrages für die Generalsanierung „Kindergarten 

Frühlingstraße 18“ berechnet sich danach wie folgt: 

 

Kostengruppe Kostenschätzung 

vom 24.11.2014 

Zuweisungsfähige  

Kosten1) 

3 - Baukonstruktion 441.072,09 € 441.072,09 € 

4 -Technische Anlagen 71.015,00 € 71.015,00 € 

5 - Außenanlagen 35.460,00 € 35.460,00 €2) 

6 - Ausstattung  27.000,00 € 0,00 €3) 

7 - Baunebenkosten 85.225,00 € 85.225,00 €4) 

Gesamtkosten 659.772,09 €  632.772,09  € 

 
1) vorbehaltlich der Bescheiderstellung seitens der Regierung von Mittelfranken 

2) jedoch nur soweit zur Nutzung des Gebäudes oder der Anlage unbedingt erforderlich 

3) Ausstattung ist nicht förderfähig 

4) maximal 16% aus der Kostengruppe 3,4,5 

 

Nach der vorgelegten Kostenschätzung betragen die Gesamtkosten 659.772,09 €, davon sind 

632.772,09 € förderfähig. Hieraus ergibt sich ein städtischer Baukostenzuschuss von 

506.217,67 € (gerundet 506.200 €), dieser wird zu 45% durch den Freistaat Bayern refinanziert.  

 

Finanzierung der Gesamtmaßnahme  

 

A Gesamtkosten 659.772,09 € 

B Nicht förderfähige  Kosten 27.000,00 € 

C Förderfähige Kosten 632.772,09 € 

D Gesamtförderung (80 % von C) 506.200,00 € 

E           45 % von D staatlicher Anteil   227.800,00 € 

F           55 % von D städtischer Anteil 278.400,00 € 

G Anteil Evang.-Luth. Kirche  

(= B + 20 % von C) 

153.572,09 € 

 

 

 

Finanzierung im Haushalt 2015 

 

Für Generalsanierungen in Kindertageseinrichtungen ist im Haushalt 2015 ein Pauschalansatz 

in Höhe von 900.000 € veranschlagt. Für die Generalsanierung des Kindergartens 

„Frühlingstraße 17“ sind 506.200 € bereitzustellen. Demnach stehen  für weitere Projekte noch 

393.800 € zur Verfügung. 
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Finanzierung: 
 

Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

  nein x ja Gesamtkosten Siehe Sachverhalt   nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

  nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 

wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 

Auftrag: Käm beteiligt an Amt für Kinder, 
Jugendliche und Familien 
von  

26.05.2015 

Ergebnis: Kenntnis genommen Heininger, Kurt 26.05.2015 

 
 

 II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
  
 III. Beschluss zurück an Amt für Kinder, Jugendliche und Familien 

 
 
Fürth, 28.05.2015 
 
 
 
 
__________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Amt für Kinder, Jugendliche und 
Familien 
Schnitzer, Hermann 

Telefon: 
(0911) 974-1510 
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SAh/003/2015 

 I. Vorlage  

 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status 

Finanz- und Verwaltungsausschuss 24.06.2015 öffentlich - Vorberatung 
Stadtrat 24.06.2015 öffentlich - Beschluss 

 
 

Städtisches Altenpflegeheim: Jahresabschlüsse 2011 und 2012; Kenntnisnahme 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  

1: Jahresabschluss 2011 (SAh) 
2: Jahresabschluss 2012 (SAh)  
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat der Stadt Fürth nimmt Kenntnis von den Jahresabschlüssen des Städtischen 
Altenpflegeheims für die Jahre 2011 und 2012 und weist diese dem Rechnungsprüfungsamt zur 
Prüfung zu.  
 
 

 
Sachverhalt: 
 
Gemäß den Regelungen der Satzung des Städtischen Altenpflegeheims (SAh) sind die 
Jahresabschlüsse für die Jahre 2011 und 2012 nach der Vorberatung im Finanz- und 
Verwaltungsausschuss dem Stadtrat zur Kenntnisnahme vorzulegen und anschließend dem 
Rechnungsprüfungsamt zur Prüfung zu übergeben. 
Nach der Prüfung durch das Rechnungsprüfungsamt werden die Jahresabschlüsse dem 
Ausschuss und dem Stadtrat zur Feststellung vorgelegt. 
 
2011: 
Das Städtische Altenpflegeheim schließt das Jahr 2011 mit einem Jahresverlust in Höhe von 
243.427,07 € ab, der dem Verlustvortrag hinzugefügt wird. Die Gesamterträge belaufen sich 
dabei auf 3.551.704,68 €, die Gesamtaufwendungen auf 3.795.131,75 €. Das Jahresdefizit 
wurde im Vergleich zum Vorjahr um ca. 130.000 € reduziert. 
 
Die Bilanzsumme beläuft sich auf 610.896,35 €, das Eigenkapital bewegt sich hierbei auf 
einem negativen Wert von -1.135.862,08 €.  
 
Zur Erläuterung der Werte wird auf den Jahresbericht des SAh verwiesen (Anlage 1, S. 2 – 5). 
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2012: 
Das Städtische Altenpflegeheim schließt das Jahr 2012 mit einem Jahresverlust in Höhe von 
155.305,44 € ab, der dem Verlustvortrag hinzugefügt wird. Die Gesamterträge belaufen sich 
dabei auf 3.887.250,15 €, die Gesamtaufwendungen auf 4.042.555,59 €. Das Jahresdefizit 
wurde erneut im Vergleich zum Vorjahr um ca. 90.000 € reduziert, im Vergleich zum Jahr 2010 
ergibt sich eine Defizitreduzierung um ca. 220.000 €. 
 
Die Bilanzsumme beläuft sich auf 521.422,54 €, das Eigenkapital bewegt sich hierbei auf 
einem negativen Wert von -1.291.167,52 €. 
 
Zur Erläuterung der Werte wird auf den Jahresbericht des SAh verwiesen (Anlage 2, S. 2 – 6). 
 
Ebenfalls verwiesen wird auf die korrespondierenden Jahresabschlüsse 2011 und 2012 der 
1848er Gedächtnisstiftung. 
 
 
Finanzierung: 
 

Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

 X nein  ja Gesamtkosten       € X nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

 X nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 

wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
 

 II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
  
 III. Beschluss zurück an Städtisches Altenpflegeheim 

 
 
Fürth, 16.06.2015 
 
 
 
 
__________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Städtisches Altenpflegeheim 
Merk, Annemareike 
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Rf. V/412/2015 

 I. Vorlage  

 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status 

Finanz- und Verwaltungsausschuss 24.06.2015 öffentlich - Vorberatung 
Stadtrat 24.06.2015 öffentlich - Beschluss 

 
 

Soziales Zentrum Hirschenstraße 37; hier: Bereitstellung überplanmäßiger Mittel 
bei HHSt. 6108.9410.0000 in Höhe von 380. 000,00 Euro sowie Freigabe der 
Maßnahme 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  

1 Antrag an das Finanzreferat vom 21.05.2015 
1 Beschluss Stadtrat vom 25.02.2015 
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Finanz- und Verwaltungsausschuss empfiehlt / der Stadtrat beschließt die Bereitstellung 
überplanmäßiger Mittel bei HHSt. 6108.9410.0000 in Höhe von 380.000,00 Euro für den Bau des 
Sozialen Zentrums in der Hirschenstraße 37.  
Der Finanz- und Verwaltungsausschuss empfiehlt / der Stadtrat beschließt die Freigabe der 
Maßnahme nach Ziff. 6.1 VVHpl.  
 

 
Sachverhalt: 
 
Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 25.02.2015 beschlossen, die förderfähigen Kosten der 
Maßnahme an die „Soziales Wohnen“ zu erstatten und die ergänzende VE 2016 freizugeben. 
Nach aktuellem Mittelabflussplan/Bauzeitenplan der „Soziales Wohnen“ wird die Baumaßnahme 
noch in 2015 fertiggestellt werden. Um finanzielle Vorleistungen der „Soziales Wohnen“ zu 
vermeiden, ist eine ergänzende (vorgezogene) Mittelbereitstellung von 378.400,00 Euro für 
2015 erforderlich. 
Außerdem wird die Freigabe der Maßnahme nach Ziff. 6.1 VVHpl beantragt.  
 
Finanzierung: 
 

Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

  nein X ja Gesamtkosten 1.000.000 €  nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

  nein X ja Hst. 6108.9410.0000 Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 

wenn nein, Deckungsvorschlag:  
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Beteiligungen  
 

Auftrag: Käm beteiligt an Referat V 
von  

15.06.2015 

Ergebnis:    

 
 

 II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
  
 III. Beschluss zurück an Referat V 

 
 
Fürth, 15.06.2015 
 
 
 
 
__________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Referat V 
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TfA/134/2015 

 I. Vorlage  

 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status 

Bau- und Werkausschuss 17.06.2015 öffentlich - Beschluss 
Stadtrat 24.06.2015 öffentlich - Beschluss 

 
 

Schwabacher Brücke - Änderung der zeitlichen Abfolge 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  

  

 
Beschlussvorschlag: 
 
Für BWA am 17.06.2015: 
Die Vorlage des Baureferats wird zur Kenntnis genommen. 
 
Der Bau- und Werkausschuss empfiehlt dem Stadtrat die Zustimmung zu der Änderung 
der zeitlichen Abfolge. (Durchführung der Maßnahme in 2016 – 2018, statt in 2017 – 2019). 
 
Für StR am 24.06.2015: 
Die Vorlage des Baureferats wird zur Kenntnis genommen. 
 
Der Stadtrat stimmt der Änderung der zeitlichen Abfolge zu. (Durchführung der Maßnahme 
in 2016 – 2018, statt in 2017 – 2019). 
 
 

 
Sachverhalt: 
 
Im Rahmen der Bauwerksprüfungen der vergangenen Jahre (bis 2013) wurden an dem 
Bauwerk SBR Schwabacher Brücke (BW 20) massive Schäden festgestellt: 
 
Diese sind im Wesentlichen nachfolgend aufgeführt: 
 
- Betonausbruchstellen mit freiliegenden Eisen am Überbau 

 
- Längsrisse an den Stirnseiten des Überbaus 

 
- Aussinterungen und Ablaufschlieren am Überbau und Unterbau 

 
- Überwiegend erhebliche Überschreitungen des zulässigen Chloridgehaltes am Überbau und 

den Unterbauten 
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- Spannstahlparallele Risse am Überbau Süd an der Überbauuntersicht 

 
- Starke Risse in den Pfeilern 

 
- Durchfeuchtungen des Bauwerkes 

 
In Folge vorgenannter Schäden mussten die Untersuchungsintervalle bereits auf halbjährliche 
bzw. jährliche Untersuchungen und Besichtigungen verdichtet werden um frühzeitig 
Veränderungen des Bauwerkes festzustellen und Gefährdungen für die Benutzer der Brücke als 
auch für die Verkehrsteilnehmer der Schwabacher Straße auszuschließen. 
 
Zum Vergleich sei angeführt, dass bei einem intakten Bauwerk die Untersuchungen alle drei, 
bzw. sechs Jahre stattfinden. Dies dokumentiert ergänzend in welchem geschädigten Zustand 
sich das Bauwerk befindet. 
 
In der Vergangenheit wurde versucht den festgestellten Mängeln mit Mitteln des 
Bauwerksunterhalts entgegenzuwirken um den Bauwerksbestand möglichst lange zu erhalten. 
 
Exemplarisch seien an dieser Stelle die Stahlmanschetten an zwei Pfeilern benannt, welche 
angebracht wurden um ein Versagen der Pfeiler, und somit der Gesamtkonstruktion, zu 
verhindern. 
 
All diese Maßnahmen konnten jedoch die Zunahme der Schäden nicht verhindern, sondern 
deren Zunahme bestenfalls verlangsamen. 
 
Aus diesen Gründen wurde die Sanierung des Bauwerkes seitens des Baureferates für die 
Jahre 2017 – 2019 vorgesehen und die erforderlichen Haushaltsmittel entsprechend 
angemeldet. 
 
Auf Grund der letzten Prüfung des Bauwerkes aus dem Jahre 2014 (Prüfungszeitraum 
06.11.2014 – 12.01.2015) wurde vom Bauwerksprüfer jedoch auf Grund der massiven 
Schäden im Bereich der Pfeiler eine kurz – mittelfristige umfassende Baumaßnahme 
empfohlen. 
 
Dies bedeutet für die Stadt Fürth, dass die Schwabacher Brücke in der Abfolge der 
Brückenbaumaßnahmen vorgezogen werden muss um Schaden von der Stadt abwenden zu 
können. 
 
Seitens des Baureferates wird deshalb beantragt den Bau der SBR Schwabacher Straße (BW 
20) in der zeitlichen Abfolge um ein Jahr vorzuziehen, sodass die Sanierung bzw. der 
Ersatzneubau in den Jahren 2016 – 2018 erfolgt. 
 
Die Finanzierung der Maßnahme ergibt sich wie folgt: 
 
 HH 2015      100.000 € 
 
 HH 2016 VE      200.000 € 
 
 HH 2017 VE   2.200.000 € 
 
 HH 2018 VE   2.200.000 € 
 
     4.700.000 € 
 
Als Deckung der benötigten Mittel wird seitens des Baureferates die Brückenbaumaßnahme 
Zirndorfer Brücke vorgeschlagen, welche sich aus heutigem Kenntnisstand, auf Grund des 
bisherigen Untersuchungsergebnisses, in der Umsetzung zeitlich auf die Jahre 2017 – 2020 
verschieben wird. 
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Ursache hierfür ist, dass sich bei der Brückenprüfung herausstellte, dass eine nicht 
unerhebliche Anzahl von Spanngliedern gefunden wurde, welche nicht mit dem sog. 
Verpreßmörtel verfüllt sind. 
 
Dieser Mangel ist nachträglich technisch nicht zu beheben, was zu einer außenliegenden 
Verstärkung des Bauwerkes führen müsste, sofern dies technisch überhaupt möglich ist. 
  
Zudem stellt sich dann auch die Frage der Wirtschaftlichkeit vor beschriebener Maßnahme. 
 
All diese umfangreichen noch anstehenden Untersuchungen und Planungen führen 
verständlicherweise zu der benannten Verzögerung der Baumaßnahme „Zirndorfer Brücke“  
(Der Sachverhalt zur Zirndorfer Brücke wurde im Bau – und Werkausschuss am 14.01.2015 
ausführlich vorgetragen.) 
 
Deshalb könnten die derzeit im Haushalt vorhandenen Mittel der Zirndorfer Brücke in Höhe von 
5.800.000 € zur Deckung der benötigten Finanzierung der SBR Schwabacher Straße 
herangezogen werden. 
 
Die Finanzierung der Zirndorfer Brücke würde dann seitens des Baureferates mit den neuen 
Zeitvorgaben im Rahmen der Haushaltsanmeldungen 2016 aktualisiert. 
 
 
Finanzierung: 
 

Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

  nein x ja Gesamtkosten 4.7000.000,- €  nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

  nein x ja Hst. MIP Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 

wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 

Auftrag: Käm beteiligt an Tiefbauamt 
von  

13.05.2015 

Ergebnis: Zustimmung Heininger, Kurt 18.05.2015 

 
 

 II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
  
 III. Beschluss zurück an Tiefbauamt 

 
 
Fürth, 20.05.2015 
 
 
 
 
__________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Tiefbauamt 
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TfA/138/2015 

 I. Vorlage  

 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status 

Bau- und Werkausschuss 17.06.2015 öffentlich - Vorberatung 
Stadtrat 24.06.2015 öffentlich - Beschluss 

 
 

Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung des 
Erschließungsbeitrages (EBS) 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
V/TfA/StrN-Wa 

 
 

Anlagen:  

Änderungssatzung zur Erschließungsbeitragssatzung (Satzung über die Erhebung des 
Erschließungsbeitrages (EBS) 
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss nimmt Kenntnis von der Vorlage der Verwaltung und des Entwurfes der 
Änderungssatzung zur Erschließungsbeitragssatzung und empfiehlt dem Stadtrat folgende 
Beschlussfassung: 
„Die Änderungssatzung wird gemäß der Vorlage der Verwaltung beschlossen; Die 
Änderungssatzung ist Bestandteil des Beschlusses“  
 

 
Sachverhalt: 
 
1988 wurden erstmals für die Erhebung des Erschließungsbeitrages Einheitssätze eingeführt. 
Die Stadt Fürth hat diese in der Satzung über die Erhebung des Erschließungsbeitrages (EBS) 
in der „Anlage zu § 4 Abs. 2 EBS“ definiert. 
Diese Beträge müssen seither der Preisentwicklung angeglichen, die Satzung 
dementsprechend ergänzt und fortgeschrieben werden. Die Änderungen für 2014 werden 
hiermit als Ergänzung vorgelegt. 
 
Aufgrund der Tendenz, vermehrt Anlagen mittels Verträgen herstellen zu lassen ergeben sich 
für das Jahr 2014 wenige Vergleichszahlen. Soweit 2014 Ausführungen erfolgten sind daher 
nur einige Einheitssätze fortzuschreiben. Um alle möglichen Belastungsklassen, die in Ihrer 
Ausführung denkbar sind, in der Satzung auch zukünftig abbilden zu können, wurde die 
Satzung um die Belastungsklassen (BK) 32, 10 lärmmindernd, 10 und 1,8 ergänzt 
 
Bei den Einheitssätzen für die Entwässerung ist seit 2013 das statistische Bezugsjahr 
(Basiswert = 100%) auf 2010 festgelegt worden. Die prozentuale Steigerung ist daher auf 
dieses Jahr abzustellen. 
Für 2014 waren im Rahmen der Fremdfinanzierung mehrere Kreditaufnahmen  mit 
unterschiedlichen Zinssätzen nötig. Die zu leistenden Zinsen entsprechen dabei einem 
durchschnittlichen Zinssatz von 1,499766 %.. 
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Finanzierung: 
 

Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

 X nein  ja Gesamtkosten       € X nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

 X nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 

wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
 

 II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
  
 III. Beschluss zurück an Tiefbauamt 

 
 
Fürth, 09.06.2015 
 
 
 
 
__________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Tiefbauamt 
Wallner, Jörg 

Telefon: 
(0911) 974-3242 
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Satzung 
 

zur Änderung der 
 

Satzung 
über die Erhebung des Erschließungsbeitrages (EBS) 

 

vom  

Aufgrund der §§ 132 und 133 Abs. 3 Satz 5 des Baugesetzbuches (BauGB) – in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I 04, 2414), zuletzt 
geändert durch Art.1 i.V.m. Art.3 des Gesetzes zur Stärkung der 
Innenentwicklung in den Städten und Gemeinden und weiteren Fortentwicklung 
des Städtebaurechts vom 11.06.2013 (BGBl I 13,1548) in Verbindung mit Art. 
23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl S. 796, BayRS 2020-1-1-I),   

zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Juli 2012 (GVBl S. 366), und Art. 5 a 
des Kommunalabgabengesetz (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
4. April 1993 (GVBl S. 264, BayRS 2024-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz  
vom 11. März 2014 (GVBl S. 70) erlässt die Stadt Fürth folgende Satzung: 

 

Artikel 1 
 

Die Anlage zu § 4 Abs. 2 der Satzung über die Erhebung des Erschließungsbeitrages 
(EBS) wird fortgeschrieben mit nachfolgenden Einheitssätzen für das Jahr 2013. 
Die bisherige Bauklasse III wird fortgeführt als Belastungsklasse 3,2, die Bauklasse IV 
als Belastungsklasse 1,0 und die Bauklasse V als Belastungsklasse 0,3. 
Das Bezugsjahr für Ortskanäle, Grundlage bei der Berechnung für Misch- und 
Regenwasserkanäle, wurde vom Statistischen Bundesamt bei den Baupreisindizes auf 
das Jahr 2010 festgeschrieben. Die Folgejahre sind daher auf dieses Jahr 
anzupassen. 
 
 

Anlage zu § 4 Abs. 2 EBS  
 

A. Einheitssätze für die Herstellung von Erschließungsanlagen 
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1. Fahrbahnbefestigungen      

1.1 Bei Vollausbau      
         

Baujahr Belastungsklasse 32 Belastungsklasse 10 
lärmmindernd 

Belastungsklasse 10 Belastungsklasse 3,2 Belastungsklasse 1,8 Belastungsklasse 1,0 Belastungsklasse 0,3 Plattenbelag 

gem. RstO 2012 gem. RstO 2012 gem. RstO 2012 gem. RstO 2012 *) gem. RstO 2012 gem. RstO 2012 gem. RstO 2012 

€/ m2 €/ m2 €/ m2 €/ m2 €/ m2 €/ m2 €/ m2 €/ m2 

         

2014 -,- 116,28 110,29 -,- -,- -,- -,- -,- 

*) mit Einrechnung der Binderschicht 
 

1.2  Bei zeitlich versetztem Ausbau       

1.2.1  Teilausbau ohne Rinne       
          

Baujahr Belastungsklasse 32 
gem. RstO 2012 

€/ m2 

Belastungsklasse 10 
lärmmindernd 

gem. RstO 2012 
€/ m2 

Belastungsklasse 10 
gem. RstO 2012 

€/ m2 

Belastungsklasse 3,2 
gem. RstO 2012 *) 

€/ m2 

Belastungsklasse 1,8 
gem. RstO 2012 

€/ m2 

Belastungsklasse 1,0 
gem. RstO 2012 

€/ m2 

Belastungsklasse 0,3 
gem. RstO 2012 

€/ m2 

 Teilausbau Fertigstellung *) Teilausbau Fertigstellung Teilausbau Fertigstellung Teilausbau Fertigstellung Teilausbau Fertigstellung Teilausbau Fertigstellung Teilausbau Fertigstellung 

 €/ m2 €/ m2 €/ m2 €/ m2 €/ m2 €/ m2 €/ m2 €/ m2 €/ m2 €/ m2 €/ m2 €/ m2 €/ m2 €/ m2 

               

2014 -,- -,- 62,13 54,15 62,14 48,15 -,- -,- -,- -,- -,- -,- -,- -,- 

*) mit Einrechnung der Binderschicht 
 

Baujahr Plattenbelag 

€/ m2 

  

2014 -,- 
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1.2.2  Teilausbau mit Rinne       
          

Baujahr Belastungsklasse 32 
gem. RstO 2012 

€/ m2 

Belastungsklasse 10 
lärmmindernd 

gem. RstO 2012 
€/ m2 

Belastungsklasse 10 
gem. RstO 2012 

€/ m2 

Belastungsklasse 3,2 
gem. RstO 2012 *) 

€/ m2 

Belastungsklasse 1,8 
gem. RstO 2012 

€/ m2 

Belastungsklasse 1,0 
gem. RstO 2012 

€/ m2 

Belastungsklasse 0,3 
gem. RstO 2012 

€/ m2 

 Teilausbau Fertigstellung *) Teilausbau Fertigstellung Teilausbau Fertigstellung Teilausbau Fertigstellung Teilausbau Fertigstellung Teilausbau Fertigstellung Teilausbau Fertigstellung 

 €/ m2 €/ m2 €/ m2 €/ m2 €/ m2 €/ m2 €/ m2 €/ m2 €/ m2 €/ m2 €/ m2 €/ m2 €/ m2 €/ m2 

               

2014 -,- -,- 69,90 46,38 69,89 40,40 -,- -,- -,- -,- -,- -,- -,- -,- 

*) mit Einrechnung der Binderschicht 
 

Baujahr Plattenbelag 

€/ m2 

  

2014 -,- 
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1.2.3 Teilausbau bei Plattenbelag 

   
Baujahr Teilausbau Fertigstellung 

 €/ m2 €/ m2 

   

2014 -,- -,- 

 

2. Parkflächen 

   
Baujahr Ausführung Ausführung 

 Betonverbundpflastersteine Granitgroßsteinpflaster 

 €/ m2 €/ m2 

   

2014 101,52 -,- 

 

3. Gehwege / Radwege  

       
Baujahr Ausführung Ausführung Ausführung 

 Betonplatten °) Asphaltbeton wassergebundene Decke 

 €/ m2 €/ m2 €/ m2 

    

2014 71,81 -,- --,- 

°) siehe Hinweise 
 

4. Verkehrsberuhigte Bereiche  
  

       

Baujahr Ausführung Ausführung Pflaster in Beton oder 

 Plattenbelag Natursteinpflaster Betonverbund 

 €/ m2 €/ m2 €/ m2 

    

2014 -,- -,- -,- 

 

5. Randsteine 

   

Baujahr Ausführung Ausführung 

 Granit (Form B) Beton 

 €/ lfd m €/ lfd m 

   

2014 50,61 -,- 
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6. Betoneinfassungen 

  
Baujahr €/ lfd m 

  

2014 29,78 

 

7. Begrünung 

 

Baujahr Flächenbepflanzung- Bodendecker Baumbepflanzungen Flächenbepflanzung- Raseneinsaat 

 €/ m2 €/ Stück €/ m2 

    

2014 50,75 1.192,62 24,36 

 

B. Einheitssätze für die Entwässerungseinrichtungen von Erschließungsanlagen 

 

Baujahr Mischwasserkanal Regenwasserkanal 

 (anteilig) (anteilig) 

 
€/ lfd m 

Kanallänge 
€/ lfd m 

Kanallänge 

   

2014 231,00 228,07 
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C. Einheitssätze für die Beleuchtungseinrichtungen von Erschließungsanlagen 

 

  

  
Type1 Fußwegleuchten 4,5 m LpH Lichtpunkthöhe    

Type 2 Auslegerleuchten 6,0 m LpH Lichtpunkthöhe    

Type3 Auslegerleuchten 9,0 m LpH Lichtpunkthöhe + Überspannungen  

Type 4 Auslegerleuchten 9,0 m LpH Lichtpunkthöhe  2- armig  

Type 5 Großflächenleuchten 11,0 m LpH Lichtpunkthöhe    

Type 6 Dekorative Leuchten  Fabr. Decker 2 fl.  für Fußwege  

Type 7 Dekorative Leuchen  Fabr. Decker 2 fl.  für Verkehrswege  

Type 8 Kofferleuchte 9,0 m LpH Lichtpunkthöhe  NAV  

Type 9 Kofferleuchte 6,0 m LpH Lichtpunkthöhe  NAV  

Baujahr Type 1 Type 2 Type 3 Type 4 Type 5 Type 6 Type 7 Type 8 Type 9  

 €/ lfdm €/ lfdm €/ lfdm €/ lfdm €/ lfdm €/ lfdm €/ lfdm €/ lfdm €/ lfdm  

2014 113,54 124,41 114,75 141,32 140,11 189,63 338,20 117,16 111,,12  
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Artikel 2 

 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Stadt Fürth in 

Kraft. 
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 SPD 

 
 
SPD Stadtratsfraktion Fürth  Hirschenstraße 24  90762 Fürth 
 
 

Stadt Fürth – Direktorium 
Herrn Oberbürgermeister Dr. Thomas Jung 
Postfach / per mail 
 
90744 Fürth 
 

Stadtratsfraktion Fürth 

Stadtratsfraktion Fürth 

Vorsitzender Sepp Körbl 
 
Hirschenstraße 24 
90762 Fürth 
Tel/Fax 0911 / 77 84 10 
 

e-mail: SPD-Fraktion-Fuerth@nefkom.net 
 

Bankverbindung:   Sparkasse Fürth 
Kontonr. 141 036 - BLZ 762 500 00 

 

 

28.01.2015 
 

 

 

Antrag zum Ältestenrat 

 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 

 

die SPD-Fraktion stellt folgenden ANTRAG: 

 

bei der nächsten Möglichkeit für die Vergabe eines Straßennamens soll an den 

ehemaligen Bürgermeister der Stadt Fürth Hartmut Träger gedacht werden. 

Auf jeden Fall soll er aber auf die Liste der Vorschläge gesetzt werden. 

  

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 

Sepp Körbl         
Fraktionsvorsitzender       
  

Ö  16Ö  16
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SpA/346/2015 

 I. Vorlage  

 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status 

Stadtrat 24.06.2015 öffentlich - Beschluss 

 
 

Straßenbenennung im Bereich des Bebauungsplanes Nr. 394 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  

Lageplan 
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Benennung der Straße nach der Empfehlung des Ältestenrates in „Hartmut-Träger-Straße“  
 

 
Sachverhalt: 
 

I. Im Bereich des Bebauungsplanes Nr. 394 ist es erforderlich, die dort entstehende Straße zu 
benennen. 
 
Durch die isolierte Lage der Straße ist es aus Sicht des SpA nicht zwingend notwendig, mit der 
Benennung Bezug auf die umliegenden Straßen zu nehmen. 
 
Eine Historische Gebietsbezeichnung, wie sie beim südlich gelegenen Straßäckerweg 
verwendet wurde, konnte nach Recherchen des SpA nicht gefunden werden. 
 
Der Ältestenrat vom 12.03.2015 empfiehlt einstimmig die Benennung der Straße nach Hartmut 
Träger. 
 
Bürgermeister Hartmut Träger hat jahrzehntelang in Stadeln gelebt und sich unter anderem für 
die Stadelner Belange sowohl als Stadtrat als auch als Bürgermeister (08.05.2002 - 
30.04.2008) eingesetzt. Deshalb wäre es sehr angebracht, eine Straße in Stadeln nach ihm zu 
benennen. 
 
Es wird deshalb vorgeschlagen, die Straße nach dem früheren Bürgermeister Hartmut Träger 
(*08.09.1945, †04.06.2011) in „Hartmut-Träger-Straße“ zu benennen. 
 

Ö  16.1Ö  16.1
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Das Stadtarchiv (StAM) und die Stadtheimatpflege haben gegen diesen Vorschlag keine 
Einwendungen. 
 
 
 
Finanzierung: 
 

Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

 x nein  ja Gesamtkosten       € x nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

 x nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 

wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
 

 II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
  
 III. Beschluss zurück an Stadtplanungsamt 

 
 
Fürth, 17.06.2015 
 
 
 
 
__________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Stadtplanungsamt 
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zu benennende Straße

Anlage zur

Straßenbenennung
Benennung der Straße

im Bereich des Bebauungsplanes Nr. 394
zwischen Straßäckerweg, Bayernstraße

und Stadelner Hauptstraße
S ta d t p l a n u n g s a mt  /  A b t .  Ve rm e s su n g

Ö  16.1Ö  16.1
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StE/037/2015 

 I. Vorlage  

 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status 

Stadtrat 24.06.2015 öffentlich - Beschluss 

 
 

Breitbandausbau in Fürth – Beteiligung an der Bayerischen Breitbandförderung ( 
Richtlinie zur Förderung des Aufbaus von Hochgeschwindigkeitsnetzen im 
Freistaat Bayern – Breitbandrichtlinie – BbR vom 10.07.2014) 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  

Anlage 1 Verfahrensschritte zur Breitbandförderung 
Anlage 2 Fürth Erschließungsgebiete Übersicht V3 
Anlage 3 StR  Kostenschätzung Fürth Kosten  
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
1. Die Stadt Fürth beteiligt sich an der Bayerischen Breitbandförderung ( Richtlinie zur Förderung 
des Aufbaus von Hochgeschwindigkeitsnetzen im Freistaat Bayern – Breitbandrichtlinie – BbR 
vom 10.07.2014). 
2. Die Stadt Fürth stellt die finanziellen Mittel für den städtischen Eigenanteil i.H.v. 400.000 € zur 
Verfügung. Die Mittel werden für Ausgaben an private oder kommunale Betreiber öffentlicher 
Telekommunikationsnetzte im Sinn des § 3 Nr. 27 des Telekommunikationsgesetzes (TKG) zur 
Schließung der Wirtschaftlichkeitslücke bei diesen Betreibern für Investitionen in 
Breitbandinfrastrukturen verwendet.  
3. Die Verwaltung wird ermächtigt, mit den für die Interkommunale Zusammenarbeit in Frage 
kommenden Kommunen Verhandlungen zu führen und eine vorgeschriebene schriftliche 
Vereinbarung der beteiligten Kommunen zur Zusammenarbeit (z.B. Einfache 
Arbeitsgemeinschaft, Art. 4 KommZG) abzuschließen.  
4. Der Stadtrat beauftragt die Verwaltung, für die o.a. vorläufigen Erschließungsgebiete Nr. 1 – 
12, 14, 15, 18 und 21 das Auswahlverfahren durchzuführen, unter Einhaltung der zugesagten 
maximalen Fördersumme i.H.v. 1.000.000 €. 
 
 

 
Sachverhalt: 
 
Wie in der Vorlage für den WGA am 18.05.2015 dargestellt, ist der größte Teil des Fürther 
Stadtgebiets mit leistungsstarken Datenleitungen gut versorgt. 

Für Gebiete, in denen in den kommenden Jahren nur geringe Bandbreiten (≤ 30 Mbit/s im 
Download) zur Verfügung stehen, kann die Versorgungssituation mit Hilfe des Bayerischen 
Förderprogramms „Breitbandrichtlinie“ (Richtlinie zur Förderung des Aufbaus von 
Hochgeschwindigkeitsnetzen im Freistaat Bayern) verbessert werden. Daher ist nun über eine 
Beteiligung der Stadt Fürth am Förderprogramm zu entscheiden. 

Ö  17Ö  17
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Das Wirtschaftsreferat wollte sich – unabhängig von der möglich späteren Beteiligung am 
Förderprogramm – einen Überblick über die Breitbandversorgung im Stadtgebiet verschaffen, 
da in der Vergangenheit immer wieder Beschwerden über zu langsame Übertragungsraten 
eingingen. Dies betrifft insbes. Unternehmen in Gewerbegebieten und städtische Randgebiete.  
 
Die Telekommunikationsanbieter, die einen gesetzlichen Versorgungsauftrag haben, 
beschränken dies derzeit auf die Grundversorgung, ein bedarfsgerechter Ausbau erfolgt 
lediglich nach einer Wirtschaftlichkeitsbetrachtung. Einzellösungen werden gegen 
Kostenerstattung angeboten, dies lehnen die Kunden jedoch häufig wegen zu hoher Kosten ab. 

1.Externer Berater 

Die Durchführung des Förderverfahrens, die intensive Abstimmung mit den 
Telekommunikationsanbietern, die Prüfung von Alternativen sowie die Erarbeitung konkreter 
Vergabevorschläge ist durch die Stadtverwaltung bzw. die Breitbandbeauftragte weder 
hinsichtlich des technischen Sachverstandes noch hinsichtlich des erforderlichen 
Zeitaufwandes leistbar. Hier ist eine externe Begleitung erforderlich. Diese Erforderlichkeit wird 
i.Ü. auch durch die für die Abwicklung des Förderprogramms zuständige Regierung von 
Mittelfranken sowie die vom Freistaat Bayern zur Beratung und Begleitung im Förderprogramm 
eingerichteten Anlaufstellen (Bayer. Breitbandzentrum sowie der Breitbandmanager für die 
Stadt Fürth beim Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung in Nürnberg) gesehen, die 
lediglich unterstützend tätig sein können. Die Beratungsleistungen wurden öffentlich 
ausgeschrieben. Die Beauftragung erfolgt stufenweise – abh. von einer Teilnahme am 
Förderprogramm. Den Auftrag erhielt die Corwese GmbH.  

2. Einstieg in das Förderprogramm 

Seitens StE wurde zwischenzeitlich gemeinsam mit dem Dienstleister Corwese GmbH das sog. 
Markterkundungsverfahren durchgeführt. Hierbei wurde durch die Verwaltung ermittelt, ob 
Netzbetreiber in den kommenden drei Jahren in den unterversorgten Gebieten einen 
eigenwirtschaftlichen Ausbau planen und zu welchen Bandbreiten (Download, Upload) dieser 
führt. Die ggfs. geplanten Vorhaben müssen so angelegt sein, dass die Investitionen innerhalb 
eines Zeitraums von 12 Monaten anlaufen. Auf Basis dieser Rückmeldungen der Netzbetreiber 
wurden dann Erschließungsgebiete mit Förderbedarf ausgewertet.  
 
Wenn der Stadtrat einer Beteiligung der Stadt Fürth am Förderprogramm zustimmt, wird als 
nächstes das Ergebnis der Markterkundung veröffentlicht. 

Anschließend werden Interessenten zur Angebotsabgabe aufgefordert. Der mit dem Aus- oder 
Aufbau des Netzes für Breitbanddienste im jeweiligen Gebiet zu beauftragende Netzbetreiber 
wird im Rahmen eines öffentlichen wettbewerblichen Verfahrens (Auswahlverfahren) ermittelt. 
Zu Beginn des Auswahlverfahrens müssen die für den Eigenanteil der Stadt Fürth notwendigen 
finanziellen Mittel für das jeweilige Haushaltsjahr eingeplant werden (s. u.) 

Erst nach Auswertung der im Rahmen des Auswahlverfahrens abgegebenen Angebote ist die 
exakte Höhe der für den Ausbau notwendigen Mittel zur Deckung der Wirtschaftlichkeitslücken 
für die einzelnen Gebiete bekannt. Es sollen insges. nur so viele Erschließungsgebiete 
ausgebaut werden, wie mit Hilfe der Fördermittel möglich ist.  

Die 9 Verfahrensschritte im Förderprogramm können der als Anhang 1 beigefügten Grafik 
entnommen werden.  

 

3. Festlegung der Erschließungsgebiete mit Förderbedarf 

Aus beiliegender Karte (Anhang 2) können die Erschließungsgebiete mit Förderbedarf 
entnommen werden. Eine erste interne Kalkulation ergab, das voraussichtlich die Gebiete Nr. 1 
– 12, 14, 15, 18 und 21 (Anlage 3 - Variante 3) mit den zur Verfügung stehenden Fördermitteln 
ausgebaut werden können. Die derzeit in der Vermarktung befindlichen Gewerbegebiete 
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Golfpark und Gewerbepark Hardhöhe-West würden mit Glasfasertechnologie ausgestattet. Bei 
den übrigen Gebieten werden die vorhandenen Kupfertechnologien auf bis zu 50 Mbit/s 
verstärkt. Für diese Gebiete sollen nun im Rahmen des Auswahlverfahrens die Netzbetreiber 
zur Angabe eines Angebotes aufgefordert werden.  
Sollte das Ergebnis des Auswahlverfahrens die genehmigten Fördermittel überschreiten, wird 
die Festlegung der endgültigen Ausbaugebiete in der Reihenfolge der festgelegten Prioritäten 
bis zur Höchstgrenze realisiert.  
 

4. Finanzierung und Interkommunale Zusammenarbeit 

Fürth steht bei einer Ausschöpfung der Förderquote von 60 % bei einem Förderhöchstbetrag 
des Freistaates in Höhe von 550.000 € zuzüglich der 40 % städtischer Eigenmittel in Höhe von 
366.667 € für den Ausbau ein Betrag von insgesamt 916.667 € zur Verfügung.  
 
Das Förderprogramm sieht vor den Förderhöchstbetrag um 50 T€ aufzustocken, falls Fürth mit 
einer angrenzenden Kommune im geförderten Ausbau kooperiert. Hier zeigen sich theoretisch 
mehrere Möglichkeiten auf, die jedoch hinsichtlich des weiteren Verfahrens zeitlich koordiniert 
werden müssen und damit nur bei Kommunen mit annähernd gleichem Verfahrensstand 
möglich sind (voraussichtl. Stadt Nürnberg).  

Die 50 T€ werden nur einmal gewährt und erhöhen den Förderhöchstbetrag auf 600 000€, 
können jedoch für eventuelle spätere Maßnahmen innerhalb des Förderprogramms aufgespart 
werden. Zusammen mit der 40 %-igen städtischen Kofinanzierung würde dies die für den 
Ausbau zur Verfügung stehenden Mittel auf insges. 1.000.000 € erhöhen. 

Ungeachtet der Frage, ob die Förderhöchstsumme tatsächlich erreicht wird und sich später 
lokal und zeitlich eine geeignete Kooperationskommune findet, sollte der entsprechende 
Beschluss zur Interkommunalen Zusammenarbeit vorsorglich gefasst werden.  

Da die benötigten Finanzmittel für die Breitbandversorgung noch nicht im städtischen Haushalt 
veranschlagt sind, sind sowohl die Gesamtausgaben in Höhe von 1,0 Mio. € als auch die zu 
erwartende 60%ige Förderung des Freistaates in Höhe von 600 Tsd. € im Rahmen der 
Haushaltsberatungen 2016 bereitzustellen. Nach derzeitigem Kenntnisstand sollten die 
benötigten Finanzmittel jeweils zur Hälfte in den Jahren 2016/2017 veranschlagt werden.  

Es wird folgende Bereitstellung vorgeschlagen: 

 

 2016 2017 Gesamt 

Ausgaben  500.000 € 500.000 € 1.000.000 € 

Zuweisungen 300.000 € 300.000 € 600.000 € 

Eigenanteil 200.000 € 200.000 € 400.000 € 
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Finanzierung: 
 

Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

  nein x ja Gesamtkosten 400.000 € x nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

 x nein  ja Hst.       Budget-Nr.85000 
8500NrNr.Nr8500
000      

im  Vwhh x Vmhh 

wenn nein, Deckungsvorschlag: siehe Vorlage; Veranschlagung von jeweils 200.000 € 
in den HH-Jahren 2016 und 2017. 

 
 
Beteiligungen  
 

Auftrag: Käm beteiligt an Stadtentwicklung 
von  

15.06.2015 

Ergebnis:    

 
 

 II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
  
 III. Beschluss zurück an Stadtentwicklung 

 
 
Fürth, 16.06.2015 
 
 
 
 
__________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Stadtentwicklung 
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Anlage 1 
 

Verfahrensschritte zur Breitbandförderung 
gemäß der Richtlinie zur Förderung des Ausbaues von Hochgeschwindigkeitsnetzen im Freistaat Bayern vom 10.07.2014 

 

 

(9) Veröffentlichung abschließende Projektbeschreibung

(8) Veröffentlichung Fördersteckbrief

(7) Abschluss Kooperationsvertrag mit Telekommunikationsanbieter

(6) Verfahren bei der Regierung von Mittelfranken

(5) Ergebnis des Auswahlverfahrens

(4) Bekanntmachung des Auswahlverfahrens

(3) Veröffentlichung Ergebnis der Markterkundung

(2) Markterkundung mit vorläufigen Erschließungsgebieten

(1) Bestandsaufnahme im Stadtgebiet

V
o
rb
e
re
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u
n
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A
u
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U
m
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tz
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n
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Ermittlung IST-Situation 
Definition vorläufiger Erschließungs- 
gebiete unter Berücksichtigung des 
Förderprogramms 

Ermittlung, ob Telekommunikationsan- 
bieter eigenwirtschaftlichen Ausbau in  
den kommenden 12 Monaten beginnen 

Definition der Erschließungsgebiete mit 
Förderbedarf 

Ermittlung von Netzbetreibern, die am Aufbau eines Breitbandnetzes Interesse haben – 
Aufruf zur Angebotsabgabe 

Auswertung der Angebote 
Beschlussfassung im Stadtrat zur Ver-
gabe und Festlegung der Ausbaugebiete 

Antrag, Zuwendungsbescheid, Auszahlung 

Ö  17Ö  17
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Maßstab 1:25672
Erstellt am: 09.06.2015

Erschließungsgebiete
Übersicht - Version 3

Erstellt von: Pichlmaier

Corwese GmbH
Stadt Fürth

Geobasisdaten: © Bayerische Vermessungsverwaltung 2015
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Anlage 3

Breitbanderschließung Stadt Fürth ‐ Kostenschätzung anhand marktüblicher Preise

Variante 1 Variante 2 Variante 3
Erschließungsgebiet /

Mengen Technik
Kosten

1 Golfpark Atzenhof FttB

Kosten X 88.000 €              ‐ €                        x 88.000 €           

2 Gewerbepark Hardhöhe West FttB

Kosten X 117.000 €            ‐ €                        x 117.000 €        

3 Gewerbepark Süd FttC

Kosten X 71.900 €              ‐ €                        x 71.900 €           

4 Bislohe Gewerbegebiet FttC

Kosten X 38.400 €                ‐ €                        x 38.400 €           

5 Unterfarrnbach FttC

Kosten ‐ €                         X 66.000 €             X 66.000 €           

6 Kronach FttC

Kosten ‐ €                         X 101.280 €           X 101.280 €        

7 Ronhof FttC

Kosten ‐ €                         X 126.490 €           X 126.490 €        

8 Poppenreuth1 FttC

Kosten   ‐ €                         x 50.880 €             x 50.880 €           

9 Poppenreuth2 FttC

Kosten X 51.000 €              ‐ €                        x 51.000 €           

10 Herboldshof FttC

Kosten   ‐ €                         x 51.840 €             x 51.840 €           

11 Steinach FttC

Kosten   ‐ €                         x 83.970 €             x 83.970 €           

12 Südstadt FttC

Kosten x 45.400 €                ‐ €                        X 45.400 €           

13 Stadeln VST 761 ?

Kosten   ‐ €                         x ‐ €                        X ‐ €                      

14 Flexdorf FttC

Kosten ‐ €                         X 34.640 €             X 34.640 €           

15 Atzenhof/Hafen FttC

Kosten X 94.400 €             ‐ €                      x 94.400 €         

16 Burgfarnnbach VSt 75 ?

Kosten   ‐ €                        x ‐ €                      x ‐ €                    

17 Burgfarnnbach VSt 75 ?

Kosten   ‐ €                        x ‐ €                      x ‐ €                    

18 Unterfürberg FttC

Kosten   ‐ €                        x 47.680 €           x 47.680 €         

19 Dambach VSt 7 ?

Kosten ‐ €                        X ‐ €                      X ‐ €                    

20 Südstadt VSt 71 ?

Kosten ‐ €                        X ‐ €                      X ‐ €                    

21 FSV Stadeln FttB

Kosten ‐ €                        X 39.800 €           X 39.800 €         

22 Fürth VST 73 ?

Kosten   ‐ €                        x ‐ €                      x ‐ €                    

23 Dambach

Kosten   ‐ €                        x ‐ €                      x ‐ €                    

24 Ronhof

Kosten   ‐ €                        x ‐ €                      x ‐ €                    

25 Burgfarnnbach Gewerbe

Kosten x ‐ €                        ‐ €                      X ‐ €                    

26 Steinach Gewerbe
Kosten x ‐ €                        ‐ €                      X ‐ €                    

Summen

Summe Deckungslücke 506.100 €          602.580 €      1.108.680 € 

Überschreitung Förderhöchstgrenze ‐ €                      ‐ €                    65.208 €      

Förderung 303.660 €          361.548 €      600.000 €    

Anteil Gemeinde 202.440 €          241.032 €      508.680 €    

* Werte aus GIS Karten der Bay. Vermessungsverwaltung

und vorhandener Unterlagen ermittelt

Ohne Gewähr, dient zur Entscheidungsfindung

tatsächliche Werte ergeben sich bei der Ausschreibung

Corwese GmbH

Günther Pichlmaier

Gewerbegebiete Wohngebiete Vollausbau

nach Prio/Bedarf
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 Verfügung zum Antrag 
 
 

Antragsteller 

CSU-Stadtratsfraktion 
Antragsnummer 

AG/609/2015 
Antragsdatum 

02.06.2015 

Gegenstand des Antrags 

Antrag der CSU-Stadtratsfraktion vom 02.06.2015 - 
Satzungsänderung über die Gebühren für den 
Besuch der städtischen Kindertageseinrichtungen 

Bearbeiter 

Michaela Zöllner 

 
 

I. Gemäß Rücksprache mit dem Oberbürgermeister wird der Antrag wie folgt behandelt: 

 

 

Stadtrat 
(nächste Sitzung)  

 

 

 

II. BMPA/SD 

 
1. E-Mail an Antragsteller/in bzw. antragstellende Fraktion 
2. E-Mail an Rf. IV zur Vorbereitung für die Sitzung 
3. E-Mail an alle Fraktionen, Gruppen, Einzelstadtratsmitglieder, BMPA, 

BMPA/StR 
4. Fax an Herrn StR Strattner 
5. den Antrag auf die Tagesordnung setzen 

 

III. Z. A. 

 

Fürth, 03.06.2015 
BMPA/SD 
I.A. 
gez. Egermeier 
 
 
  1095/1096 
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